
 

 

 Vorlage Nr.  2198.1  

Laufnummer 14194  

Änderung des Schulgesetzes 

(Bereinigung) 

 

Bericht und Antrag des Regierungsrates 

vom 20. November 2012 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Regierungsrat unterbreitet Ihnen eine Vorlage betreffend einer Änderung des Schulgeset-

zes vom 27. September 1990 (SchulG; BGS 412.11). Dabei handelt es sich - von wenigen 

Ausnahmen abgesehen - um eine formelle Bereinigung, die sich im Sinne und Interesse der 

Klarheit und Übersichtlichkeit des Schulrechts als notwendig und sinnvoll erweist. Die Ände-

rung des Schulgesetzes hat auch Auswirkung auf eine Bestimmung im Gesetz  über das 

Dienstverhältnis und die Besoldung der Lehrpersonen an den gemeindlichen Schulen (Lehrpe r-

sonalgesetz) vom 21. Oktober 1976 (LPG; BGS 412.31). Zudem sollen im Rahmen dieser Vor-

lage die Bestimmungen zu den Brückenangeboten, welche alle bei der Volkswirtschaftsdirekti-

on angesiedelt sind, auf Gesetzesstufe bereinigt werden. 

 

Wir erstatten Ihnen dazu nachstehenden Bericht, den wir wie folgt gliedern: 

 

1. In Kürze 

2. Ausgangslage 

3. Motion Vreni Wicky betreffend Musikschulen 

4. Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens 

5. Anpassungen des Schulgesetzes und des Lehrpersonalgesetzes 

6. Anpassungen des Gesetzes über die kantonalen Schulen und des EG Berufsbildung 

7. In-Kraft-Treten 

8. Finanzielle Auswirkungen 

9. Zeitplan 

10. Anträge 

 

 

1. In Kürze 

 

Bedingt durch verschiedene frühere, kleinere Teilrevisionen leidet das gegenwärtige 

Schulgesetz an gewissen Doppelspurigkeiten und Ungereimtheiten,  die nun in einem 

Gesamtpaket bereinigt werden. Kleine, systematische Mängel und sich teilweise wider-

sprechende Begrifflichkeiten werden aufgehoben, notwendige Bereinigungen vorge-

nommen, aber auch Gesetzeslücken geschlossen. Zudem wird in der Revision eine klare 

Trennung zwischen schulrechtlichen Bestimmungen und reinen Zuständigkeitsnormen 

vorgenommen.  

 

Neue gesetzliche Bestimmungen bzw. materielle Änderungen gibt es in sechs Bereichen:  
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Angebotsobligatorium für Musikschulen in den Gemeinden 

Hier kommt das revidierte Schulgesetz einem vom Kantonsrat (Motion Vreni Wicky) bereits im 

Juni 2008 erteilten Auftrag nach. Es geht darum, dass unter § 19 Zusätzliche Schulangebote 

die Gemeinden des Kantons Zug verpflichtet werden, eine Musikschule anzubieten bzw.  zu 

führen. Das Angebot muss die musikalische Grundschule, Instrumental - und Vokalunterricht 

sowie Ensembleunterricht umfassen. Mit diesem Zusatz sollen die Musikschulen besser in den 

Gemeinden verankert und die Bedeutung des Bildungsauftrages der Musikschulen unterstri-

chen werden. 

 

Privatschulung (Unterricht durch Privatlehrpersonen zu Hause) 

Die Privatschulung von Kindern zu Hause wird unter § 5 Schulberechtigung und Schulpflicht 

nebst den öffentlich-rechtlichen und anerkannten privaten Schulen zusätzlich als mögliche 

Schulform genannt. Der Kanton kommt insbesondere einem steigenden Bedürfnis von Familien 

nach, die berufsbedingt ihren Aufenthaltsort häufig wechseln  und deshalb ein Schulbesuch an 

einer öffentlich-rechtlichen oder privaten Schule nicht möglich ist. Die Privatschulung orientiert 

sich an der bisherigen restriktiven Praxis. Sie bedarf einer Bewilligung und es müssen beson-

dere Gründe vorliegen. Zudem muss sich der Unterricht nach den Inhalten des Schweizer i-

schen Lehrplanes oder jenen des Herkunftslandes der betroffenen Familie richten, und es fin-

det eine regelmässig Überprüfung des Lernstandes der Kinder statt. 

 

Finanzielle Unterstützung an eine kantonal agierende Elternorganisation mit Subventi-

onsvereinbarung  

Mit der Änderung des Schulgesetzes, welche per 1. August 2007 in Kraft getreten ist, wurde 

die Mitarbeit und Mitverantwortung der Eltern gegenüber der Schule und dem Schu lbetrieb neu 

formuliert und deren Bedeutung unterstrichen. Mit e iner Anpassung in § 20 Rechte der Erzie-

hungsberechtigten wird neu die gesetzliche Grundlage geschaffen für die finanzielle Unterstü t-

zung einer kantonalen Elternvereinigung. Diese Aufgabe wird momentan von der Sektion Zug 

des schweizweit organisierten Vereins Schule und Elternhaus (S&E Zug) wahrgenommen. Die 

Rechte und Pflichten der Elternorganisation sollen mit einer Subventionsvereinbarung festge-

legt werden. 

 

Informationsaustausch zwischen Lehrpersonen, Schulleitungen und Fachpersonen der 

Schuldienste 

Bisher konnte die Weitergabe von Daten über eine Schülerin oder einen Schüler auch inner-

halb des Schulhauses oder der Gemeinde nur mit dem Einverständnis der Erziehungsberec h-

tigten erfolgen. Dieser wenig praxisfreundliche Ablauf führte zu zusätzlichem administrativen 

Aufwand und zeitlichen Verzögerungen. Mit einer Anpassung in § 23a zum Datenschutz kön-

nen administrative Daten und die Tatsache über den Besuch von Logopädie- oder Psychomo-

toriktherapien sowie Abklärungen beim Schulpsychologischen Dienst auch ohne Einwilligung 

der Eltern zwischen den abgebenden und übernehmenden Schulleitungsmitgliedern und Lehr-

personen bekannt gegeben werden. Zudem können zwischen den abgebenden und überneh-

menden Fachpersonen der Schuldienste Angaben zum Inhalt von Therapien und Abkläru ngen 

beim Schulpsychologischen Dienst gemacht werden. Voraussetzung dafür ist in allen Fällen, 

dass die Daten für die Aufgabenerfüllung erforderlich sind. Die Weitergabe der Tatsache des 

Besuchs sowie Angaben zum Inhalt der Logopädie- oder Psychomotoriktherapie oder einer all-

fälligen Abklärung beim Schulpsychologischen Dienst sind von Gesetzes wegen jedoch nur 

möglich, wenn diese noch nicht oder seit weniger als drei Jahren abgeschlossen sind.  
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Anpassung bezüglich Erteilung unbefristeter Lehrbewilligungen 

De facto geht es hier um die Wiederherstellung einer Möglichkeit, die mit der Revision des 

Schulgesetzes vom 3. Mai 2007 aufgehoben wurde. Es soll möglich sein, auch Lehrpersonen 

eine unbefristete Lehrbewilligung zu erteilen, die (noch) nicht über ein stufen - und/oder fach-

adäquates Diplom verfügen, aber dennoch ausreichend für eine Stelle qualifiziert sind. Von der 

Möglichkeit Gebrauch machen will der Regierungsrat in Ausnahmefällen, d.h. wenn keine an-

dere Lehrperson gefunden werden kann. Die Voraussetzungen, die für die Bewilligungserte i-

lung gegeben sein müssen, werden klar definiert und durch den Regierungsrat in der Verord-

nung zum Schulgesetz festgeschrieben. Mit einer entsprechenden Anpassung in § 45 zur Lehr-

berechtigung wird es der Direktion für Bildung und Kultur möglich sein, auf die jeweilige Situa-

tion auf dem Stellenmarkt zu reagieren. 

 

Wiedereinführung von Noten ab der 2. Primarklasse  

Die Zuger Stimmbevölkerung hat am 11. März 2012 der Gesetzesinitiative „Wiedereinführung 

von Noten ab der 2. Klasse“ zugestimmt, welche das Schulgesetz dahingehend ändern will, 

dass erstmals nach dem ersten Semester in der 2. Primarklasse wieder Noten erteilt werden. 

Mit dieser Vorlage wird dieser Auftrag umgesetzt.  

 

Vereinheitlichung Terminologie 

Einer rein formellen Bereinigung kommt die Vereinheitlichung und Klärung der Terminologie 

gleich. Im ganzen Gesetz ist neu nicht mehr von Vorschule und Vorschulstufe die Rede, so n-

dern auf dieser Stufe findet nur noch der Begriff Kindergarten Verwendung. Gleichzeitig kommt 

im Gesetz zum Ausdruck, dass der offizielle Schuleintr itt eines Kindes bereits mit dem Eintritt 

in den obligatorischen Kindergarten erfolgt und nicht erst mit dem Beginn der 1. Klasse. In § 11 

betreffend Unterrichtszeit wird zudem eine Definition der Begriffe Unterrichtspflichtpensum, Un-

terrichtszeit, Blockzeit, Auffangzeit, Stundenplan, Stundentafel und Lehrplan vorgenommen. 

Diese Klärung ist nötig, weil die Begriffe bisher nicht kohärent verwendet wurden, was in der 

Praxis zu Missverständnissen führen konnte. 

 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Ausrichtung von Beiträgen an eine kantonal tätige Elternorganisation wirkt sich auf die 

Staatsrechnung aus. 

 

 

2. Ausgangslage 

 

In den vergangenen Jahren wurde das Schulgesetz in kurzen Abständen immer wieder revi-

diert. Erwähnt seien dazu die Teilrevisionen per August 2000 (GS 26, 305), per August bzw. 

Dezember 2001 (GS 27, 251), per August 2003 (GS 27, 889), per April 2004 (GS 28, 63), per 

Januar 2006 (GS 28, 409), per August 2007 (GS 29, 255), per Januar 2008 (GS 29, 370) und 

per Juni 2010 (GS 30, 531). 

 

Die sich aus den häufigen Änderungsvorlagen ergebenden Ungereimtheiten im Schulgesetz 

haben bei den kantonalen und gemeindlichen Schulbehörden, bei der Lehrerschaft,  aber auch 

bei den Erziehungsberechtigten immer wieder zu Unklarheiten geführt. Mit der vorliegenden 

Bereinigung sollen diese Mängel behoben werden. Es handelt sich dabei um unklare oder sich 

widersprechende Gesetzesbestimmungen. So werden beispielsweise die Begriffe Vorschulst u-

fe und Vorschule (§§ 8 Abs. 1 Bst. a, 11 Abs. 3 SchulG, Ingress vor § 25 SchulG) für ein und 

dasselbe verwendet wie der Begriff Kindergarten (§§ 5 Abs. 1 und 2, 6 Abs. 1, 12 Abs. 1 Bst. a 
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SchulG); oder es wird der Regierungsrat als zuständig bezeichnet für die Festlegung der w ö-

chentlichen Unterrichtszeit (§ 11 Abs. 1 SchulG), währenddem die Zuständigkeitsnorm die Re-

gelung der Unterrichtszeit der Schulkommission (§ 61 Abs. 3 Bst. d SchulG) und dem Bildungs-

rat die Regelungskompetenz für die Unterrichtsverpflichtung der Schülerinnen und Schüler 

(§ 65 Abs. 3 Bst. f SchulG) zuweist; oder es wird der Begriff Unterrichtszeit im Schulgesetz als 

Umschreibung des wöchentlichen Pflichtpensums verwendet (§ 11 Abs. 1 SchulG), während-

dem derselbe Begriff im Reglement zum Schulgesetz vom 10. Juni 1992 (SchulR; BGS 

412.112) die von den Gemeinden zu bezeichnenden Uhrzeiten des Unterrichts meint (§ 4 

Abs. 1 SchulR). 

 

Hinzu kommt, dass das Schulgesetz nicht kohärent und klar zwischen materiellen schulrechtl i-

chen Bestimmungen einerseits und blossen Zuständigkeitsnormen andererseits unterscheidet. 

So regeln einige Bestimmungen rein materielles Schulrecht (beispielsweise § 5 Abs. 1 SchulG), 

während andere sowohl materielles Recht wie die entsprechende Zuständigkeit festlegen (be i-

spielsweise § 5 Abs. 4 SchulG). Die Zuständigkeitsbereiche der einzelnen Schulbehörden und  

Organe sind in den Bestimmungen von §§ 59 bis 68 SchulG entweder noch einmal oder gar 

nicht bzw. nur teilweise oder widersprüchlich zum materiellen Schulrecht fes tgelegt. Das führt 

zu Unklarheiten und erschwert die Übersichtlichkeit. Dies insbesondere auch deshalb, weil für 

die Umsetzung des materiellen Schulrechts nicht weniger als insgesamt neun verschiedene 

Schulbehörden und Organe zuständig sind, nämlich der Gemeinderat (§  60 SchulG), die Schul-

kommission (§ 61 SchulG), das Schulpräsidium (§ 62 SchulG), die Schulleitung, die Rektorin 

oder der Rektor und die Schulhausleitung (§ 63 SchulG), der Regierungsrat (§ 64 SchulG), der 

Bildungsrat (§ 65 SchulG) sowie die Direktion für Bildung und Kultur (§ 66 SchulG). Die materi-

ellen Bestimmungen sollen deshalb keine Zuständigkeiten mehr festlegen bzw. zuweisen; die-

se ergeben sich durchwegs aus den Bestimmungen der zu revidierenden §§ 60 ff SchulG. Im 

Rahmen dieser Vorlage wurde nicht geprüft, ob die bestehenden Aufgaben allenfalls neuen 

Organen zuzuweisen sind. Vielmehr wurden die bisherigen Zuständigkeiten unverändert über-

nommen.    

 

Mit dieser Vorlage sollen auch die Regelungen zur Finanzierung von Schulversuchen durch 

den Kanton sowie einen allfälligen Entzug der Lehrberechtigung von Lehrpersonen auf Gese t-

zesstufe verankert werden.  

 

Der Regierungsrat will das Schulgesetz mit dieser Vorlage grundsätzlich bloss bereinigen und 

keine inhaltlichen Änderungen aus pädagogischen Gründen vorschlagen. In der Praxis hat sich 

jedoch gezeigt, dass in gewissen Bereichen neue gesetzliche Grundlagen nötig sind. Der Re-

gierungsrat beantragt deshalb die Schaffung von folgenden Bestimmungen im Schulgesetz: 

- Privatschulung (private Schulung von Schülerinnen und Schülern zu Hause); 

- Ausrichtung von finanziellen Beiträgen an eine Elternorganisation, welche auf kantona-

ler Ebene tätig ist; 

- Regelung für die Bekanntgabe von Daten zwischen den mit einer Schülerin bzw. einem 

Schüler direkt befassten Lehrpersonen, Schulleitungsmitgliedern und Fachpers onen der 

Schuldienste; 

- Einführung von Gebühren für Privatschulen für die Verkehrsinstruktion ihrer Schülerin-

nen und Schüler durch die Zuger Polizei;  

- Erteilung von unbefristeten Lehrbewilligungen durch die Direktion für Bildung und Kul-

tur.  

 

 

3. Motion Vreni Wicky betreffend Musikschulen 
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Kantonsrätin Vreni Wicky, Zug, sowie 52 Mitunterzeichnerinnen und Mitunterzeichner haben 

am 15. Dezember 2006 eine Motion eingereicht mit dem Ziel, den Regierungsrat zu beauftr a-

gen, eine Ergänzung und Anpassung von § 19 in das Schulgesetz aufzunehmen (Vorlage 

1499.1 - 12278). Die Musikschulen seien im Schulgesetz unzureichend verankert. Die Musik-

schulen würden einen wichtigen Bildungsauftrag erfüllen und damit jenen der gemeindlichen 

Schulen ergänzen. Eine Zusammenarbeit zwischen gemeindlichen Schulen und Musikschulen 

sei aber auf Dauer nur möglich, wenn beide Ebenen im kantonalen Schulgesetz en tsprechend 

verankert seien und wenn die gesetzlichen Rahmenbedingungen übereinstimmten.  

 

Am 26. Juni 2008 wurde die Motion vom Kantonsrat erheblich erklärt und die Direktion für Bil-

dung und Kultur beauftragt, einen Vorschlag für eine Änderung des Schulgesetzes zu erarbei-

ten. Dieser Auftrag wird mit dem vorliegenden Entwurf erfüllt.  

 

 

4. Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens 

 

Am 29. Mai 2012 eröffnete die Direktion für Bildung und Kultur das Vernehmlassungsverfahren 

über die Änderung des Schulgesetzes. Zur Vernehmlassung eingeladen waren die Einwohne r-

gemeinden des Kantons Zug, die im Kantonsrat vertretenen politischen Parteien, die Schulpr ä-

sidentenkonferenz, die Rektorenkonferenz der gemeindlichen Schulen, die Zuger Kantonale 

Musikschulkonferenz (ZKMK), die Vereinigung der Schulleiterinnen und Schulleiter  (VSL), der 

Lehrerinnen- und Lehrerverein des Kantons Zug (LVZ), die Privatschulen des Kantons Zug, der 

Kirchenrat der evangelisch-reformierten Kirchgemeinde des Kantons Zug, die Katechetische 

Arbeitsstelle des Dekanats Zug, der Verein Schule und Elternhaus Kanton Zug  (S&E Zug), der 

Gewerbeverband des Kantons Zug sowie die Zuger Wirtschaftskammer. 

 

Zusätzlich zu den eingeladenen Vernehmlassungspartnerinnen und Vernehmlassungspartnern 

nahmen der Datenschutzbeauftragte des Kantons Zug an der Vernehmlassung teil.  

 

Den Vernehmlassungsunterlagen war kein Fragekatalog beigefügt, so dass die Vernehmlas-

sungspartnerinnen und -partner in ihrer Einschätzung frei Schwerpunkte setzen konnten. Mit 

Ende der Vernehmlassungsfrist am 14. Oktober 2012 gingen insgesamt 29 umfassende Ste l-

lungnahmen ein. 

 

 

4.1 Allgemeine Einschätzung  

Die Bereinigung des Schulgesetzes und der Begleitbericht werden von den  Vernehmlassungs-

teilnehmenden mehrheitlich positiv bis sehr positiv aufgenommen und im vorgesehenen Ra h-

men befürwortet. 

 

 

4.2 Zentrale Diskussionspunkte 

Bei der vorliegenden Bereinigung des Schulgesetzes gibt es in sechs Bereichen neue gesetzl i-

che Bestimmungen bzw. materielle Änderungen. Zur Wiedereinführung der Noten ab der 

2. Primarklasse gingen keine Rückmeldungen ein. Im Folgenden wird dargelegt, wie sich die 

Vernehmlassungspartnerinnen und Vernehmlassungspartner zu den anderen fünf Bereichen 

geäussert haben. 

 

Angebotsobligatorium für Musikschulen in den Gemeinden  
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Die Änderungen in § 19 SchulG basieren auf der Motion Vreni Wicky. Die Gemeinden werden 

verpflichtet, eine Musikschule anzubieten bzw. zu führen. Das Angebot muss die musikalische 

Grundschule, den Instrumental- und Vokalunterricht sowie den Ensembleunterricht umfassen. 

Mit dieser Bestimmung haben sich alle Vernehmlassungspartnerinnen und Vernehmlassung s-

partner einverstanden erklärt. In einer Stellungnahme wird beantragt, dass der Jugendchor z u-

sätzlich im Angebot der Musikschule aufgeführt werden sollte. Dieser Antrag ist nach Rüc k-

sprache mit der ZKMK abzulehnen, da der Jugendchor bereits Bestandteil des Ensembleunter-

richts ist. Die Gemeinden sollen zudem nicht verpflichtet werden, in der Musiksch ule einzelne 

Angebote zwingend anzubieten.  

 

Privatschulung 

Die Privatschulung von Kindern zu Hause wird unter § 5 SchulG (Schulhausberechtigung und 

Schulpflicht) nebst den öffentlich-rechtlichen und anerkannten privaten Schulen zusätzlich als 

mögliche Schulform genannt. Zudem finden sich weitere Bestimmungen in §§ 74 ff. SchulG.  

 

Die Mehrheit der Vernehmlassungspartnerinnen und -partner lehnt den Vorschlag, dass die 

Privatschulung erst nach sechs Monaten bewilligungspflichtig ist und keine besonderen Grün de 

geltend gemacht werden müssen, ab. Sie bevorzugen die bisherige Praxis. Drei Vernehmlas-

sungsteilnehmende lehnen die Privatschulung vollumfänglich mit der Begründung ab, dass da-

mit faktisch die obligatorische Schulpflicht aufgehoben werde und ein sorgfäl tiges Controlling 

kaum mehr möglich sei.  

 

In Anbetracht der Vernehmlassungsergebnisse wurden die Bestimmungen betreffend Priva t-

schulung überarbeitet. Sie orientieren sich an der bisherigen Praxis. Die Privatschulung bedarf 

einer Bewilligung durch die Direktion für Bildung und Kultur. Zudem müssen die Gesuchstelle-

rinnen und Gesuchsteller besondere Gründe nachweisen. 

 

Finanzielle Unterstützung an eine kantonal agierende Elternorganisation  

Mit einer Anpassung von § 20 SchulG, welcher die Rechte der Erziehungsberechtigten regelt, 

wird neu die gesetzliche Grundlage für die finanzielle Unterstützung einer kantonalen Elter n-

vereinigung geschaffen. Diese Aufgabe wird momentan von der Sektion Zug des schweizweit 

organisierten Vereins Schule und Elternhaus (S&E Zug) wahrgenommen.  

 

Die meisten Vernehmlassungspartnerinnen und Vernehmlassungspartner begrüssen die neue 

Regelung. Zwei Vernehmlassungsteilnehmende beantragen die Streichung des neu eingefüg-

ten Absatzes 4, weil diese Aufgabe nicht staatlich finanziert werden soll. Eine Gemeinde und 

eine politische Partei sind der Meinung, der Gesetzestext sei dahingehend zu ändern, dass der 

Kanton nicht nur eine einzelne Elternorganisation, sondern mehrere Elternorganisationen u n-

terstützen können sollte. 

 

Wie die Mehrheit der Vernehmlassungteilnehmenden hält der Regierungsrat an der finanziellen 

Unterstützung einer einzigen Elternorganisation fest. Mit der Beschränkung auf eine Elternor-

ganisation wird zudem die Koordination innerhalb des Kantons Zug sichergestellt.  

 

Informationsaustausch zwischen Lehrpersonen, Schulleitungen und Fachpersonen der 

Schuldienste 

Diese Bestimmung führte zu zahlreichen und kontroversen Rückmeldungen. Der Datenschut z-

beauftragte hält in seiner Stellungnahme fest, mit der Schaffung von gesetzlichen Grundlagen 

für die Bekanntgabe von Therapien und Abklärungen über Schülerinnen und Schüler in § 23a 

Abs. 3 und 4 SchulG werde das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Erziehungsbe-
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rechtigten beträchtlich eingeschränkt, könnten doch diese Datenbekanntgaben selbst gegen 

den ausdrücklichen Willen der Erziehungsberechtigten erfolgen. Die Einschränkung wiege 

schwer, da es sich um die Bekanntgabe von besonders schützenswerten Personendaten im 

Sinne von § 5 Abs. 2 Datenschutzgesetz (DSG, BGS 157.1) handle. Eine gesetzliche Grundla-

ge, welche eine derartige Einschränkung vorsehe, müsse insbesondere verhältnismässig sein. 

Er beantragt, dass Angaben zum Inhalt von Logopädie- oder Psychomotoriktherapien gemäss 

Absatz 4 nur zwischen den entsprechenden Fachpersonen der Schuldienste weitergegeben 

werden können. Absatz 3, welcher die Weitergabe der Tatsache einer allfälligen Logopädie- 

oder Psychomotoriktherapie regelt, soll mit den Fachpersonen der Schuldienste ergänzt we r-

den. Alle anderen Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer verlangen eine weit weni-

ger restriktive Regelung in diesem Bereich. Eine Gemeinde und die SPKZ wollen die Weiterg a-

be von Daten über ausserordentliche familiäre Situationen sowie wichtige medizinische und 

körperliche Befunde während der ganzen Schulzeit ermöglichen. Die anderen Gemeinden und 

die Rektorenkonferenz möchten die vorgeschlagene Befristung von einem Jahr für die Weite r-

gabe der Tatsache bzw. den Inhalt von Therapien streichen. Eine politische Partei beantragt 

eine Ergänzung in Abs. 3, wonach die Regelung "auch für zusätzliche Daten gelten soll, die 

dem Wohle des Kindes dienen". Der Regierungsrat will mit dieser Bestimmung den Datenaus-

tausch an den gemeindlichen Schulen klar regeln. Die vorgeschlagene Formulierung in Bezug 

auf die Weitergabe von Daten, welche zum "Wohle des Kindes" sei, ist sehr offen und lässt ei-

nen (zu) grossen Interpretationsspielraum. Dies führt in der praktischen Umsetzung zu Probl e-

men, weshalb dieser Antrag abzulehnen ist. Gleich verhält es sich mit dem Antrag e iner politi-

schen Partei, welche den Austausch von administrativen Daten innerhalb eines pädagogischen 

Fachteams fordert. In den Gesetzesbestimmungen sind alle Personen erfasst, welche an einer 

gemeindlichen Schule unterrichten. Die Anträge des Datenschutzbeauftragten sind abzuwei-

sen, da Absatz 4 die Weitergabe von Inhalten allfälliger Therapien nur von den abgebenden auf 

die übernehmenden Fachpersonen der Schuldienste zulässt. In Folge dessen ist auch die Ä n-

derung von Absatz 3 nicht nötig. In Berücksichtigung des Verhältnismässigkeitsprinzips ist eine 

während der ganzen Schulzeit mögliche Weitergabe dieser Daten nicht möglich. Der Regi e-

rungsrat schlägt jedoch eine Verlängerung der Frist auf drei Jahre vor.  

 

Anpassung bezüglich Erteilung unbefristeter Lehrbewilligungen 

Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, auch Lehrpersonen eine unbefristete Lehrbewill i-

gung zu erteilen, die (noch) nicht über ein stufen- und/oder fachadäquates Diplom verfügen, 

aber dennoch ausreichend für eine Stelle qualifiziert sind.  

 

Von diversen Vernehmlassungspartnerinnen und -partnern wird eine Klärung von § 45 Abs. 1 

Bst. c SchulG gewünscht: Gestützt auf den Grundsatz gemäss § 45 Abs. 1 Bst. a und b SchulG 

sei die Voraussetzung für die Erteilung einer befristeten oder unbefristeten  Lehrbewilligung der 

Besitz eines entsprechenden Diploms. In den Ausführungen zu Abs. 1 komme mit der Form u-

lierung "ohne entsprechendes Diplom" nicht klar zum Ausdruck, ob es sich dabei um ein Leh r-

diplom nach § 45 Abs. 1 Bst. a und b SchulG handle oder ob damit generell auch Personen 

ohne entsprechenden Abschluss unbefristet angestellt werden könnten.  

Die Vernehmlassungspartnerinnen und -partner sind der Meinung, dass eine Abweichung von 

§ 45 Abs. 1 Bst. a und b SchulG nur für Stellvertretungen oder Fälle s tatuiert werden sollte, in 

denen eine Lehrperson das notwendige Lehrdiplom noch nicht erlangen konnte. Zudem sei ei-

ne befristete Lehrbewilligung von maximal sechs Jahren zu gewähren (wie bisher).  

 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass § 45 SchulG regelt, wer zum Unterrichten berechtigt ist. 

Die Zuständigkeit für die Auswahl der gemeindlichen Lehrpersonen und deren Anstellung liegt 

in der Kompetenz der Einwohnergemeinden. Die Direktion für Bildung und Kultur prüft nur dann 
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die Erteilung einer befristeten oder unbefristeten Lehrbewilligung, wenn die entsprechende 

Lehrperson von der Gemeinde angestellt werden soll. Der Regierungsrat teilt die Ansicht, dass 

die Erteilung einer unbefristeten Lehrbewilligung an ein vorhandenes Lehrdiplom zu knüpfen 

ist, wie dies vor der Änderung des Schulgesetzes per 1. August 2008 der Fall war. Er will auch 

die Voraussetzungen für die Erteilung von befristeten Lehrbewilligungen nicht  ändern. In der 

Stellungnahme des LVZ wird beantragt, dass die Möglichkeit der unbefristeten Lehrb ewilligung 

aus § 45 Abs. 1 Bst. c SchulG gestrichen wird. Stattdessen soll ergänzend § 45 Abs. 1 Bst. d 

SchulG ins Gesetz aufgenommen werden, welcher wie folgt lautet: "Zum Unterricht berechtigt 

ist, wer im Besitz einer unbefristeten Lehrbewilligung ist, we il die dafür notwendigen Bedingun-

gen wie eine pädagogische Grundausbildung, einen Nachweis über eine offensichtlich gleic h-

wertige oder höherwertige Ausbildung gemäss b. erfüllt sind und bereits eine befristete Anstel-

lung von mindestens zwei Jahren im Kanton Zug vorliegt." Der Regierungsrat hält daran fest, 

dass die Voraussetzungen für die Erteilung einer unbefristeten Lehrbewilligung in den Vol l-

zugsbestimmungen und nicht auf Gesetzesstufe zu regeln sind und unterstützt deshalb diesen 

Antrag nicht.   

 

Der Regierungsrat lehnt auch den Antrag einer politischen Partei auf Aufhebung von § 45 Abs. 

1 Bst. a SchulG ab, welcher künftig das Unterrichten mit einem von der Pädagogischen Hoch-

schule Zug ausgestellten Diplom ermöglichen soll. Diese Bestimmung wird im Rahmen des 

Gesetzes über die pädagogische Hochschule Zug (Vorlage Nr. 2152.2 - Laufnr. 14 084) bera-

ten und beschlossen.  

 

 

4.3 Weitere Anträge 

Neben den generellen Einschätzungen der Vernehmlassungspartnerinnen und Vernehmlas-

sungspartner zur Änderung des Schulgesetzes und zum Begleitbericht sowie neben den Aus-

führungen zu den zentralen Diskussionspunkten wurden einzelne Bestimmungen von mehreren 

Teilnehmerinnen und Teilnehmern intensiv diskutiert und mit konkreten Änderungsanträgen 

versehen.  

 

Der Regierungsrat beantragt die Änderung von vielen Bestimmungen im Schulgesetz aus ter-

minologischen, nicht aber aus materiellen Gründen. Im Vernehmlassungsverfahren sind des-

halb zahlreiche Anträge von einzelnen Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmern ein-

gegangen, welche nicht den Vorgaben des Regierungsrates zu dieser Änderung des Schulge-

setzes entsprechen. Aus diesem Grund werden Anträge, welche eine weitergehende materielle 

Änderung des Schulgesetzes verlangen, abgelehnt. Es handelt sich dabei um die Einführung 

der Grundstufe, die Änderung der geltenden Klassengrössen, die Gewährleistung von gezielten 

Massnahmen für den Übertritt in eine höhere Schulart auf der Sekundarstufe I, die Neuorgan i-

sation der Sekundarstufe I sowie neue Strafbestimmungen für Erziehungsberec htigte, welche 

ihren Pflichten nicht nachkommen. Gleich verhält es sich mit Anträgen aus dem Bereich der 

Sonderpädagogik (Konzept Sonderpädagogik, besondere Förderung, Sonderschulung), der 

Schulkommission (neue Zusammensetzung und Zuweisung von neuen Aufgaben) und einem 

früheren Eintritt in den obligatorischen Kindergarten, welche bereits durch den Kantonsrat in 

einer vorherigen Gesetzesrevision beraten und entschieden wurden.  

 

Nachfolgend wird erläutert, welche Anträge im Gesetz und Bericht berücksichtigt  wurden und 

welche keine Berücksichtigung fanden. Unbestrittene Änderungen (z.B. ausführlichere B e-

schreibungen und ergänzende Erklärungen) sowie redaktionelle Korrekturen werden nachfo l-

gend nicht erwähnt.  
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Schulpflicht (§ 5 Abs. 4 SchulG) 

In einer Stellungnahme wird eine Ergänzung zu § 5 Abs. 4 SchulG beantragt, wonach eine vor-

zeitige Entlassung aus der Schulpflicht frühestens nach Vollendung des 15. Altersjahres mö g-

lich sein sollte, weil alle Schülerinnen und Schüler die obligatorische Schulzeit vollenden  sol-

len. Dieser Antrag kann nicht berücksichtigt werden, da sich die Schulpflicht nicht am Alter der 

Schülerinnen und Schüler, sondern an der Anzahl absolvierter Schuljahre orientiert. 

 

 

Schuleintritt (§ 6 Abs. 2 SchulG) 

Die Hälfte der Vernehmlassungspartnerinnen und Vernehmlassungspartner sind der Meinung, 

dass ein früherer oder späterer Schuleintritt (d.h. Eintritt in den obligatorischen Kindergarten) in 

besonderen Fällen nicht nur auf Gesuch der Erziehungsberechtigten, sondern zusätzlich au f-

grund einer Abklärung beim SPD bewilligt werden sollte. In der Vernehmlassungsvorlage wurde 

bereits erwähnt, dass dem SPD zur Klärung der Kindergartenreife keine entsprechenden Tests 

zur Verfügung stehen. Das geltende Recht knüpft den Eintritt in den obligatorischen Kindergar-

ten an das Alter des Kindes an (siehe dazu § 6 Abs. 1 SchulG), wobei in der Regel die meisten 

Kinder auch schon das freiwillige Kindergartenjahr besuchen und deshalb der Übertritt vom 

freiwilligen in den obligatorischen Kindergarten "fliessend" erfo lgt. Von dieser Ausnahmebe-

stimmung wird in ganz wenigen Fällen Gebrauch gemacht. Nach wie vor ist der Übertritt in die 

1. Klasse der Primarschule das entscheidende Ereignis; in diesem Fall kann der SPD auch 

entsprechende Abklärungen tätigen und Stellung nehmen. Vor diesem Hintergrund will der Re-

gierungsrat nicht, dass der SPD für den Kanton Zug eigene Instrumente erarbeitet und beim 

Eintritt in den obligatorischen Kindergarten Stellung nimmt.  

 

Schulort (§ 9 Abs. 2 SchulG) 

In Berücksichtigung der eingegangenen Vernehmlassungen beantragt der Regierungsrat eine 

angepasste Formulierung dieser Bestimmung. Nach wie vor soll die Kostentragungspflicht der 

Aufenthaltsgemeinde einer Schülerin oder eines Schülers im Gesetz statuiert werden. Gleic h-

zeitig soll aber ergänzt werden, dass die Höhe des Schulgeldes zwischen den betreffenden 

Gemeinden zu regeln ist. 

 

Schul- und unterrichtsfreie Halbtage (§ 10 Abs. 3 SchulG) 

Wie in der Vernehmlassungsvorlage bereits dargelegt wurde, sind die Einwohnergemeinden, 

die Rektorenkonferenz, die Schulpräsidentenkonferenz, S&E Zug, der LVZ sowie die SP, die 

SVP und die Alternativen mit der Anzahl der unterrichtsfreien Halbtage, welche von der Schu l-

kommission angeordnet werden können, nicht zufrieden. Es wird kritisiert, dass in einzelnen  

Jahren neben den lokalen Feiertagen und Veranstaltungen nicht genügend Spielraum für die 

Festlegung von schulinternen Weiterbildungsveranstaltungen bleibe. Mit Ausnahme der SVP 

wird deshalb eine Erhöhung auf zehn Unterrichtshalbtage verlangt. Die SVP möch te, dass die 

unterrichtsfreien Halbtage auf sechs reduziert werden und keine schulinternen Weiterbildung s-

veranstaltungen mehr während der Schulzeit stattfinden. Die SP und die Alternativen beantra-

gen zudem, dass während dieser unterrichtsfreien Tage die Betreuung der Schulkinder ge-

währleistet ist, da viele Erziehungsberechtigte berufstätig sind.  

 

Der Regierungsrat hält an seiner Haltung fest, dass die Anzahl der schul - und unterrichtsfreien 

Halbtage nicht erhöht wird. Die meisten Gemeinden und die kantonalen Schulen setzen diese 

Vorgabe um. Zudem wurde im Rahmen der Änderung des Schulgesetzes (Qualitätsentwicklung 

an den gemeindlichen Schulen / Einführung des Kindergartenobligatoriums) per 1. August 2007 

die Anzahl Halbtage von zehn auf acht reduziert, weil mit der neuen Schulferienordnung die 

Schulferientage leicht erhöht wurden.  
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Stundenplan (§ 11b SchulG)  

Eine politische Partei und der VSL beantragen, dass der Begriff "Stundenplan" durch "Stunde n-

tafel" ersetzt wird, damit die Möglichkeit erhalten bleibt , Projektunterricht und fächerübergreif-

endender Unterricht durchzuführen. Es findet vorliegend keine materielle Änderung statt. Die 

Stundentafel verteilt das vom Regierungsrat festgelegte Pflichtpensum, während der Stunde n-

plan die Unterrichtszeit auf die Fächer und Fächergruppen verteilt. Der Antrag ist deshalb ab-

zulehnen. Zudem wollen diese Vernehmlassungsteilnehmenden, dass neben der Rektorin oder 

dem Rektor auch die Schulhausleiterin oder der Schulhausleiter Weisungen zur Erarbeitung 

der Stundenpläne an die Lehrpersonen erteilen können. Nachdem die Direktbetroffenen dies-

bezüglich keinen Antrag gestellt haben, sieht der Regierungsrat keinen Änderungsbedarf und 

lehnt diesen Antrag ebenfalls ab.  

 

Religionsunterricht (§ 14
bis

 Abs. 4 SchulG) 

Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer beantragt, dass der Ver-

zicht auf den Besuch des Religionsunterrichts dem zuständigen Pfarramt und nicht der Rekt o-

rin oder dem Rektor mitzuteilen ist. Diesem Anliegen ist zuzustimmen. Die reformierte Kirche 

und die katechetische Arbeitsstelle stellen zudem den Antrag, dass eine entsprechende Mel-

dung bis vor den Sommerferien zu erfolgen hat. Es ist nachvollziehbar, dass aus organisator i-

schen Gründen ein Besuch des Religionsunterrichts während eines ganzen Schuljahres er-

wünscht ist. Gestützt auf die verfassungsmässig garantierte  Glaubens- und Gewissensfreiheit 

kann niemand gezwungen werden, religiösem Unterricht zu folgen. Es bleibt deshalb kein 

Raum für eine entsprechende Regelung im Schulgesetz.  

 

Schulversuche (§ 15 Abs. 3 und 4 SchulG) 

Die SVP beantragt einen neuen Absatz 3, welcher den Erziehungsberechtigten das Recht ei n-

räumen soll, dass ihre Kinder bei Durchführung von Schulversuchen ohne Bezahlung eines 

Schulgeldes in einer anderen Gemeinde beschult werden können. Dieser Antrag ist abzu-

lehnen, weil den Erziehungsberechtigten kein Wahlrecht in Bezug auf den Schulbesuch und 

insbesondere auf den Unterrichtsinhalt zusteht. Zudem erleiden die Schülerinnen und Schüler 

keine schulischen Nachteile, da der Übertritt an weiterführende Schulen auch bei Schulversu-

chen gewährleistet ist.  

 

Mehrere Einwohnergemeinden, die Rektorenkonferenz und eine politische Partei kritisieren die 

Kann-Bestimmung im neu vorgeschlagenen Absatz 4, welcher die bisher in § 8 Abs. 1 und 

Abs. 2 SchulV geregelte Kostenübernahme durch den Kanton bei Schulversuchen übernimmt. 

Nachdem sich diese Bestimmung bewährt hat, sieht der Regierungsrat jedoch keinen Änd e-

rungsbedarf.   

 

Disziplinarmassnahmen (§ 24 Abs. 3 SchulG) 

Zu Recht kritisieren mehrere Vernehmlassungsteilnehmer, dass bei einem unbefristeten Schul-

ausschluss als Disziplinarmassnahme eine Stellungnahme des SPD vorliegen muss. § 24 

Abs. 3 SchulG wurde deshalb angepasst. Ergänzend ist jedoch darauf hinzuweisen, dass der 

SPD nur Stellung nimmt, wenn die betroffene Schülerin oder der betroffene Schüler an einer 

Sonderschule weiter beschult wird und der Kanton sich an diesen Kosten beteiligen soll.  

 

Kindergartenstufe (§ 25 SchulG) 

Ein Vernehmlassungsteilnehmer möchte, dass ein Austritt nur bis spätestens zu den Herbstfe-

rien möglich ist. Dieser Antrag ist abzulehnen, nachdem die Mehrheit den vorgeschlagenen 

Zeitpunkt vom 31. Oktober begrüsst.  



   

 2198.1  - 14194  Seite 11/54 

 

 

 

 

Sonderschulung (§ 34 Abs. 3 SchulG) und Talentförderung (§ 37a Abs. 2 SchulG) 

Die Rückmeldungen einer politischen Partei und des LVZ zeigen, dass die vorgeschlagenen 

Bestimmungen zur Mitfinanzierung durch den Kanton in diesen beiden Bereichen zu Missve r-

ständnissen führen können. Diese beiden Bestimmungen werden deshalb angepasst.  

 

Kantonale Schuldienste (§ 44 Abs. 2 SchulG) 

Eine politische Partei spricht sich gegen die Gebührenerhebung für die Verkehrsinstruktion bei 

den Privatschulen aus, weil dem Kanton diese Kosten auch dann entstehen, wenn die betre f-

fenden Schülerinnen und Schüler die gemeindlichen Schulen besuchen. Wir verweisen auf die 

Vernehmlassungsvorlage, wonach die Privatschulen auch von ausserkantonalen Schülerinnen 

und Schülern besucht werden. Mit Ausnahme einer Privatschule sprechen sich die von dieser 

Bestimmung direkt betroffenen Privatschulen nicht gegen diese Gebührenerhebung aus. Der 

Antrag ist somit abzulehnen.  

 

Lehrerberatung (§ 48 SchulG) 

Einige Gemeinden und die Rektorenkonferenz beantragen, dass die Marginale dieser Bestim-

mung neu "Beratung für Lehrpersonen und Schulen" heissen soll. Der LVZ möchte ausserdem, 

dass der bisherige Absatz 3 beibehalten wird und die Lehrerberatung als kantonaler Schu l-

dienst in § 44 SchulG aufgeführt wird. Die Lehrerberatung ist kein kantonaler Schuldienst, sie 

wird von den Einwohnergemeinden und dem Kanton je zur Hälfte finanziert. Die Marginale ist 

korrekt, da auch die Junglehrerberatung (Abs. 1) in diesem Paragrafen geregelt wird. Absatz 3 

ist redundant und deshalb aufzuheben. Diese drei Anliegen können nicht berücksichtigt wer-

den.  

 

Schulleitung (§ 63 SchulG)  

Der Kanton Zug kannte bisher den Begriff der Schulhausleiterin bzw. des Schulhausleiters. Die 

Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer möchte, dass diese Funktion 

neu "Schulleiterin bzw. Schulleiter" genannt wird. Diesem Antrag wird nachgekommen. Damit 

die Begriffe in der zugerischen Schulgesetzgebung einheitlich verwendet werden, müssen so-

wohl § 60 Abs. 1 Bst. c SchulG als auch § 6 Abs. 2 D Bst. a des Lehrpersonalgesetzes ent-

sprechend angepasst werden.  

 

Nachdem nur die (direkt betroffenen) Einwohnergemeinden, die Rektorenkonferenz, die Schul-

präsidentenkonferenz und eine politische Partei die Mitfinanzierung der Rektorenkonferenz un-

terstützten, sieht sich der Regierungsrat in seiner Haltung bestätigt und lehnt dieses Anliegen 

ab. 

 

§ 60 Abs. 1 Bst. c SchulG sieht vor, dass der Gemeinderat die Zuständigkeit für die Anstellung 

der Schulhausleiterinnen und -leiter bestimmt. Aus diesem Grund ist der Antrag einer polit i-

schen Partei, welche die Anstellung in § 63 SchulG dem Gemeinderat zuweisen will, abzu-

lehnen. Gleich verhält es sich mit einem Antrag, welcher eine allgemeine Delegationskomp e-

tenz der Rektorin, des Rektors an die Schulleitungen vorsieht. Auch der Antrag, dass der Re k-

tor und nicht die Schulkommission zuständig sein soll, eine Schü lerin oder einen Schüler unbe-

fristet von der Schule auszuschliessen, ist nicht zu berücksichtigen. Bei den von diesen Bes t-

immungen direkt betroffenen Rektorinnen und Rektoren besteht diesbezüglich kein Änderung s-

bedarf.  

 

Regierungsrat (§ 64 SchulG) 
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Zwei politische Parteien und der VSL beantragen, dass neu der Bildungsrat das wöchentliche 

Pflichtpensum festlegen soll, weil er auch die Lehrpläne und Stundentafeln erlässt. Dieser An-

trag ist abzulehnen, weil nach § 65 Abs. 4 SchulG Beschlüsse des Bildungsrates,  welche er-

hebliche finanzielle Auswirkungen haben, der Zustimmung des Regierungsrates bedürfen. Die 

Änderung des wöchentlichen Pflichtpensums der Schülerinnen und Schüler ist immer mit e r-

heblichen finanziellen Folgen verbunden.  

 

Bildungsrat (§ 65 Abs. 1 SchulG)  

Eine politische Partei verlangt für die Mitglieder des Bildungsrates folgende Unvereinbarkeit s-

bestimmung: Nicht in den Bildungsrat gewählt werden dürfen Personen, die in einer den Be-

schlüssen des Bildungsrates unterstellten Schule operative Leitungs-Funktionen ausüben. Sie 

begründet dies mit der Schulgesetzrevision von 2007, welche im Kanton Zug die geleiteten 

Schulen eingeführt und damit in der Steuerung der gemeindlichen (und privaten) Schulen die 

Trennung der strategischen von den operativen Gremien gebracht hat. Diesem Antrag ist zuzu-

stimmen. Der Bildungsrat ist gegenüber den gemeindlichen Schulen und den Privatschulen 

zwar nicht aufsichtsberechtigt, in seinem Zuständigkeitsbereich aber weisungsbefugt. Zudem 

ist er für die strategischen Entscheide während der obligatorischen Schulzeit zuständig und 

überprüft die Einhaltung der Qualitätsentwicklung der gemeindlichen Schulen. Dies kann bei 

Personen, welche für die operative Leitung einer Schule zuständig sind und gleichzeitig Mi t-

glied des Bildungsrates sind, zu Problemen führen. Mit einer entsprechenden Unvereinbarkeits-

regel im Schulgesetz wird dieser Problematik entgegengetreten.  

 

 

5. Anpassungen des Schulgesetzes und des Lehrpersonalgesetzes 

 

 

§ 3 Bildungs- und Erziehungsauftrag 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 3 Abs. 3 
3
 Die Schule vermittelt den Schülern Kenntnisse, Fähigkei-

ten, Fertigkeiten sowie Haltungen für ihre persönliche und 

berufliche Zukunft. Bildung ist auf lebenslanges Lernen an-

gelegt. 

§ 3 Abs. 3 
3
 Die Schule vermittelt den Schülern Kenntnisse, Fähigkei-

ten, Fertigkeiten sowie Werthaltungen für ihre persönl iche 

und berufliche Zukunft; sie fördert deren Fachkompeten-

zen sowie deren Lern-, Selbst- und Sozialkompetenzen. 

Bildung ist auf lebenslanges Lernen angelegt. 

 

In Absatz 3 werden neu Begriffe zusammengefasst, welche bisher in verschiedenen Schu l-

rechtserlassen verwendet wurden. So soll gemäss § 25 SchulG die Selbst-, Sozial- und Sach-

kompetenz der Kinder im Kindergarten gefördert werden, währenddem diese Kompetenzen für 

die Schülerinnen und Schüler der Primarstufe und der Sekundarstufe I im Schulgesetz fehlen 

und nur in § 7 Abs. 1 des Reglements über die Promotion an den öffentlichen Schulen vom 

5. Juni 1982 (Promotionsreglement; BGS 412.113) des Bildungsrates erwähnt werden.  

Es ist deshalb angezeigt, diese grundsätzliche Verpflichtung der Schule zur Verdeutlichung ih-

res Bildungs- und Erziehungsauftrags bei den für alle Schulstufen geltenden allgemeinen Bes t-

immungen im Schulgesetz einheitlich aufzunehmen. Gestützt auf das geltende Promo tionsreg-

lement orientieren sich die Beurteilungen der Schülerinnen und Schüler der gemeindlichen 

Schulen an den Beobachtungs- und Beurteilungsunterlagen bzw. in den Zeugnissen ebenfalls 

an diesem Kompetenzraster. Die Schule vermittelt den Schülerinnen und Schülern Werthaltun-

gen, weshalb dieser Begriff den unbestimmten Begriff Haltungen ersetzen soll. Deshalb ist A b-

satz 3 entsprechend anzupassen.  
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§ 5 Schulberechtigung und Schulpflicht 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 5 Abs. 3 und 4 
3 

Sie kann in einer öffentlich-rechtlichen oder anerkannten 

privaten Schule erfüllt werden. Die Erziehungsberechtigten 

haben den Rektor zu informieren, wenn sie ihr Kind nicht 

an einer öffentlich-rechtlichen Schule unterrichten lassen. 
4
 In besonderen Fällen kann der Rektor auf Gesuch der Er-

ziehungsberechtigten oder einer zuständigen Behörde ei-

nen Schüler vorzeitig aus der Schulpflicht entlassen. 

§ 5 Abs. 3, 3a und 4  
3
 Sie kann in einer öffentlich-rechtlichen, einer anerkann-

ten privaten Schule oder durch Privatschulung erfüllt  wer-

den. Für die Privatschulung gilt zusätzlich § 74 Abs. 2 

dieses Gesetzes.  
3a

 Die Erziehungsberechtigten haben den Rektor zu infor-

mieren, wenn sie ihr Kind nicht an einer öffentlich-

rechtlichen Schule unterrichten lassen.  
4
 In besonderen Fällen kann ein Schüler auf Gesuch der 

Erziehungsberechtigten oder einer zuständigen Behörde 

vorzeitig aus der Schulpflicht entlassen werden. 

 

Abs. 3 

Im Rahmen dieser Vorlage soll die Privatschulung von Zuger Schülerinnen und Schülern g e-

setzlich geregelt werden, weil es in den letzten Jahren in der Praxis in Einzelfällen vorkam, 

dass Schülerinnen und Schüler weder in den öffentlich-rechtlichen noch in den anerkannten 

privaten Schulen unterrichtet werden konnten. Grossmehrheitlich wurde diese Privatschulung 

mit der beruflichen Tätigkeit der Erziehungsberechtigten (z.B. Tätigkeiten in Zirkus, Theaterpr o-

jekten, Coachings in internationalen Firmen) begründet, die mit einem ständ igen Wechsel ihres 

Aufenthaltes einherging.  

 

Für die Privatschulung gilt zusätzlich § 74 Abs. 2 SchulG. Mit diesem Zusatz wird sicherge-

stellt, dass die Schulpflicht nur dann gesetzeskonform erfüllt wird, wenn die Privatschulung 

durch die Direktion für Bildung und Kultur bewilligt wird. Die Voraussetzungen für die Bewill i-

gung der Privatschulung finden sich in § 75 SchulG. Auf die entsprechenden Bestimmungen 

und Ausführungen wird hiermit verwiesen.  

 

Abs. 3a 

Die Informationspflicht der Erziehungsberechtigten an die Rektorin oder den Rektor soll neu in 

einem eigenen Absatz geregelt werden. 

 

Abs. 4 

Im Übrigen wird an der bisherigen Bestimmung materiell nichts geändert. Es handelt sich ledi g-

lich um eine redaktionelle bzw. formelle Bereinigung, indem die Zuständigkeit der Rektorin oder 

des Rektors nicht mehr in der materiellen Norm, sondern in der revidierten  Zuständigkeitsnorm 

von neu § 63 Abs. 4 Bst. l SchulG eingefügt wird. 

 

 

§ 6 Schuleintritt 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 6 Abs. 2 
2
 In besonderen Fällen kann der Rektor auf Gesuch und 

nach Anhören der Erziehungsberechtigten, der Kindergärt-

nerin sowie auf Antrag des Schulpsychologen und allenfalls 

des Schularztes einen früheren oder späteren Schuleintritt 

§ 6 Abs. 2 
2
 In besonderen Fällen kann auf Gesuch der Erziehungs-

berechtigten ein früherer oder späterer Schuleintritt bewi l-

ligt werden. 
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

bewilligen. 

 

Diese Bestimmung unter dem Titel Schuleintritt wurde bei der Schulgesetzrevision per 

1. August 2007 (GS 29, 255) mit der Einführung des obligatorischen Kindergartenjahres irrtü m-

licherweise nicht angepasst. Sie bezieht sich immer noch auf die vormalige Regelung, wonach 

der Schuleintritt mit dem Eintritt in die Primarschule bzw. dem Übertritt vom Kindergarten in die 

Primarschule erfolgte. 

 

Mit der Einführung des Kindergartenobligatoriums umfasst die Schulpflicht gemäss §  5 Abs. 2 

SchulG bereits den Eintritt in den obligatorischen Kindergarten. Die dafür geltenden Termine 

sind in § 6 Abs. 1 SchulG festgelegt. Danach müssen diejenigen Kinder, die Ende Februar das 

fünfte Altersjahr erfüllen, im darauf folgenden Schuljahr in den obligatorischen Kindergarten 

und damit in die Schule eintreten. Diejenigen Kinder, die bis Ende Mai fünf Jahre alt werden, 

sind zum Besuch des Kindergartens berechtigt. 

 

Ist aus Sicht der Erziehungsberechtigten der für ihr Kind geltende Termin des obligatorischen 

Schuleintritts, d.h. des Eintritts in den obligatorischen Kindergarten verfrüht, können auf Ge-

such hin Ausnahmen durch die Rektorin oder den Rektor bewilligt werden. Das gilt auch für e i-

nen früheren Schuleintritt bzw. Kindergartenbesuch, wenn ein Kind beispielsweise erst im Juni 

oder Juli sein fünftes Altersjahr erfüllt. 

Dabei ist - anders als beim früher als Schuleintritt geltenden Eintritt in die Primarschule - die 

Anhörung der Kindergartenlehrperson und die Abklärung durch den Schulpsychologischen 

Dienst oder den Schularzt nicht vorgesehen und auch nicht notwendig. Auch fehlen zur Klärung 

der Kindergartenreife entsprechende Instrumente. Ein entsprechendes Verfahren wird erst für 

den Übertritt vom obligatorischen Kindergarten in die Primarschule und bei der Zuweisung von 

der Primarschule in eine Schulart der Sekundarstufe I (vgl. §§ 26 neu und 30 SchulG) festge-

legt. 

 

Zuständig zur Erteilung einer Bewilligung für einen früheren oder späteren Schuleintritt ist die 

Rektorin oder der Rektor. Die entsprechende Zuständigkeitsnorm wird in §  63 Abs. 4 Bst. h 

SchulG eingefügt. 

 

Der Bildungsrat hat im Dezember 2011 beschlossen, dass die Eingangsstufe (Kindergarten, 

1. und 2. Primarklasse) weiterentwickelt werden soll. Allfällige Änderungen des Schulgesetzes 

werden in einer separaten Vorlage dem Kantonsrat zum Beschluss vorgelegt.   

 

 

§ 8 Schularten 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 8 Abs. 1 Bst. a 
1
 Die Gemeinden führen folgende Schularten: 

a) auf der Vorschulstufe 

 - den Kindergarten 

§ 8 Abs. 1 Bst. a 
1
 Die Gemeinden führen folgende Schularten: 

a) auf der Kindergartenstufe 

 - den Kindergarten 
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Diese Änderung ist rein redaktioneller Art. Es sollen künftig nur noch die Begriffe Kindergarte n-

stufe bzw. Kindergarten verwendet und die Begriffe Vorschule oder Vorschulstufe ersetzt we r-

den. Dies deshalb, weil gemäss § 5 Abs. 2 SchulG die Schulpflicht ein Jahr Kindergartenobliga-

torium umfasst, und der Schuleintritt der Kinder mit dem Eintritt in den obligatorischen Kinde r-

garten erfolgt (§ 6 Abs. 1 SchulG). Der obligatorische Kindergarten ist demnach - schon rein 

begriffsmässig - keine Vorschule, sondern Schule in Form von Kindergarten. 
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§ 9 Schulort 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 9 Abs. 1 und 2 
1
 Schulort ist der Wohnort der Erziehungsberechtigten. 

2
 Liegen besondere Gründe vor, kann der Rektor den Be-

such der öffentlichen Schule einer anderen Gemeinde und 

damit die Übernahme des Schulgeldes zu Lasten der Ge-

meinde bewilligen. Sofern sich die beteiligten Gemeinden 

über die Zuweisung und die Höhe des Schulgeldes nicht 

einigen können, entscheidet die Direktion für Bildung und 

Kultur endgültig. 

§ 9 Abs. 1 und 2 
1
 Schulort ist der Aufenthaltsort des Schülers. 

2
 Liegen besondere Gründe vor, kann der Besuch der öf-

fentlichen Schule einer anderen Gemeinde und damit die 

Übernahme des Schulgeldes zu Lasten der Aufenthalts-

gemeinde bewilligt werden. Die Gemeinden einigen sich 

über die Höhe des Schulgeldes. 

 

Abs. 1 

Der Schulort richtet sich gesamtschweizerisch nach dem Aufenthaltsort des Kindes ; dies ist 

derjenige Ort, an welchem das Kind bzw. der oder die Jugendliche schläft. Nach zugerischem 

Recht soll wie bisher bei einem Aufenthalt des Kindes bzw. des oder der Jugendlichen bei Ta-

geseltern oder in einer Kindertagesstätte während des Tages in einer anderen Zuger Gemei n-

de kein Anspruch auf einen unentgeltlichen Schulbesuch in dieser Gemeinde begründet wer-

den. Dies wurde bereits in § 3 Abs. 3 der Verordnung zum Schulgesetz vom 7. Juli 1992 

(SchulV; BGS 412.111) geregelt. Hingegen ist bei einer Sonderschulung für die Z uweisung und 

die teilweise Übernahme der daraus entstehenden Kosten gestützt auf § 34 Abs. 4 SchulG die 

Wohnsitzgemeinde zuständig. Gleich verhält es sich bei einer Talentförderung in Kunst und 

Sport (§ 37a Abs. 3 SchulG). Zur klaren Abgrenzung soll deshalb auf Gesetzesstufe präzisiert 

werden, dass eine Schülerin oder ein Schüler die Schule an ihrem oder seinem Aufenthaltsort 

besuchen kann. 

 

Abs. 2 

Wie bisher soll in besonderen Fällen weiterhin die Möglichkeit des Schulbesuchs in einer and e-

ren Schulgemeinde möglich sein. Insoweit wird die bisherige Regelung  nicht geändert. 

 

Auch die Zuständigkeit der Rektorin, des Rektors bleibt unverändert; lediglich die entspreche n-

de Zuständigkeitsnorm wird neu in § 63 Abs. 4 Bst. g SchulG festgeschrieben. 

 

Die in der bisherigen Bestimmung festgeschriebene endgültige Entscheidkompetenz der Direk-

tion für Bildung und Kultur, d.h. der Ausschluss der Anfechtbarkeit einer entsprechenden Ve r-

fügung, ist gemäss der seit 1. Januar 2009 geltenden Rechtsweggarantie nicht mehr zulässig 

und wird deshalb gestrichen. Für den Fall einer Nichteinigung zwischen den Gemeinden (Auf-

enthaltsgemeinde einerseits und zugewiesener Schulgemeinde andererseits) bedarf es keines 

gesonderten Rechtswegs, sieht doch das Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 1.  April 1976 

(VRG; BGS 162.1) für vermögensrechtliche Streitigkeiten zwischen Gemeinden in § 80 Ziff. 1 

VRG ausdrücklich die verwaltungsrechtliche Klage vor. Der letzte Satz von §  9 Abs. 2 SchulG 

ist deshalb ersatzlos zu streichen. 
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§ 10 Schuljahr 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 10 Abs. 2 und 3 
2
 Der Bildungsrat legt für alle öffentlich-rechtlichen Schulen 

die Schulferien fest. 
3
 Die Schulkommissionen sind berechtigt, für lokale Veran-

staltungen, lokale Feiertage und schulinterne Weiterbi l-

dungsveranstaltungen pro Schuljahr maximal acht schul - 

oder unterrichtsfreie Halbtage anzuordnen. 

§ 10 Abs. 2 und 3 
2
 Für alle öffentlich-rechtlichen Schulen gelten die glei-

chen Schulferiendaten. 
3
 Für lokale Veranstaltungen, lokale Feiertage und schul-

interne Weiterbildungsveranstaltungen können pro Schul-

jahr maximal acht schul- oder unterrichtsfreie Halbtage 

festgelegt werden. 

 

Abs. 2 

Die bisherige Bestimmung bezeichnet die Zuständigkeit des Bildungsrates für die Festlegung 

der Schulferien; diese Kompetenz wird in die entsprechende Zuständigkeitsnorm (§  65 Abs. 3 

Bst. h SchulG) verschoben. 

 

Abs. 3 

Hier wird lediglich die Zuständigkeit der Schulkommission gestrichen und in die entsprechend 

anzupassende Norm von § 61 Abs. 3 Bst. d SchulG eingefügt. Materiell entspricht Absatz 3 der 

bisherigen Bestimmung. 

 

Im Zusammenhang mit diesem Absatz ist auf einen Antrag der Schul-Präsidenten Konferenz 

des Kantons Zug (SPKZ) hinzuweisen. Sie beantragt, die Schulkommissionen sollen im Durch-

schnitt der letzten fünf Jahre pro Schuljahr acht schul- und unterrichtsfreie Halbtage anordnen 

können. Zur Begründung führt die SPKZ aus, dass allein für die unterrichtsfreien Tage an der 

Fasnacht vier bzw. fünf Halbtage des Kontingents aufgebraucht werden, wenn die Fasnacht s-

tage nicht in den Sportferien lägen. Die Fasnacht selbst habe eine grosse Bedeu tung für die 

Kinder und Jugendlichen und sei auch in der Bevölkerung traditionell verankert. Da auch für 

Patronatstage (lokale Feiertage) schulfreie Halbtage durch die Schulkommission bestimmt 

werden können, stünden für die schulinterne Weiterbildung der Lehrpersonen kaum mehr Halb-

tage zur Verfügung. Der Regierungsrat will den bestehenden Umfang von acht schul - bzw. un-

terrichtsfreien Halbtagen pro Schuljahr beibehalten. Mit der neuen Ferienordnung, die auf das 

Schuljahr 2005/06 eingeführt wurde, wurde in der Folge die Anzahl der schul- und unterrichts-

freien Halbtage von zehn auf acht Halbtage reduziert, damit nicht zu viel Schul - und Unter-

richtszeit ausfällt. Zusätzlich wurden auch die schulinternen Weiterbildungsveranstaltu ngen in 

das maximal zulässige Kontingent einbezogen. Mit der bestehenden gesetzlichen Grundlage 

steht den Gemeinden genügend Spielraum zu, wie dies die Mehrheit der Gemeinden in der 

Praxis unter Beweis stellt. Bei einigen Gemeinden treten vorwiegend dann Probleme auf, wenn 

die Fasnacht nicht in die Sportferien fällt. Ordnet die Schulkommission für die Fasnacht vier 

oder fünf (inkl. Aschermittwoch) schulfreie Halbtage an, bleiben zwar für weitere lokale Vera n-

staltungen (Chilbi, Märt), für lokale Feiertage und für die schulinternen Weiterbild ungsveran-

staltungen nur noch wenige Halbtage übrig. Die von der SPKZ geforderte Änderung ist jedoch 

in der Praxis schwer umsetzbar. Einerseits würden für die Berechnung des Durchschnittes der 

letzten fünf Jahre das Ausgangsdatum vom laufenden Schuljahr ausgehen und damit auch die 

Durchschnittswerte ständig wechseln. Andererseits könnten die Schulkommissionen in einem 

Schuljahr eine sehr hohe Anzahl an schul- und unterrichtsfreien Halbtagen beschliessen, so-

fern in den anderen Jahren eine tiefe Anzahl angeordnet wurde. Die Anzahl der Halbtage soll 

jedoch, auch in Berücksichtigung der Berufstätigkeit vieler Eltern, ungefähr gleichble ibend sein. 

Hinzukommt, dass § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die kantonalen Schulen vom 27. September 

1990 (BGS 414.11) für die Kantonsschule Zug, das Kurzzeitgymnasium Menzingen, die Wirt-
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schafts- und Fachmittelschule ebenfalls zu ändern wäre, weil es sich dabei um die gleiche R e-

gelung handelt. Im Zusammenhang mit den schul- und unterrichtsfreien Halbtagen an den ge-

meindlichen Schulen sind auch folgende Varianten möglich: 

- Der Gesetzgeber könnte das maximal zulässige Kontingent auf zehn schul - und unter-

richtsfreie Halbtage erhöhen.  

- Der Bildungsrat könnte zwei Halbtage für die Fasnacht, an denen sämtliche Gemeinden 

schulfrei haben, in die Ferienordnung integrieren, so dass das geltende maximale Kon-

tingent an acht schul- und unterrichtsfreien Halbtagen genügen würde. Dies entspricht 

inhaltlich der erstgenannten Variante. 

- Die schulinternen Weiterbildungsveranstaltungen könnte aus diesem Absatz bei gleich-

bleibendem Kontingent gestrichen werden. Damit müssten die schulinternen Weiterbi l-

dungen der Lehrpersonen immer ausserhalb der Unterrichtszeit stattfinden.  

Der Regierungsrat hält an der bestehenden Regelung fest, weil die Mehrheit der Gemeind en 

und die kantonalen Schulen diese Vorgabe einhalten, sie der Transparenz dient und die Anzahl 

freier Halbtage pro Schuljahr ungefähr gleich bleibt.  

 

 

§ 11 Unterrichtszeit 

 

Bisherige Bestimmung 

§ 11 

Unterrichtszeit 
1
 Der Regierungsrat legt auf Antrag des Bildungsrates für die Schüler die wöchentliche Unterrichtszeit fest. 

2
 Der Mittwochnachmittag und der Samstag sind schulfrei. Die Schulkommissionen können in besonderen Fällen für 

den Mittwochnachmittag Ausnahmen bewilligen. 
3
 Die Verteilung der Unterrichtszeit auf Fächer und Fächergruppen ist im Stundenplan festzulegen, der von den Leh r-

personen nach Anweisung des Rektorats zusammenzustellen ist. Auf der Vorschul - und Primarstufe sind gemäss den 

Richtlinien des Bildungsrates Blockzeiten festzulegen. 

 

Unter dem Titel Unterrichtszeit werden in § 11 SchulG unterschiedliche Materien bzw. Bereiche 

geregelt und dafür insgesamt nicht weniger als fünf unterschiedliche Zuständigkeiten bezeic h-

net (Regierungsrat, Bildungsrat, Schulkommission, Lehrpersonen, Rektor/in ). Um Missver-

ständnisse auszuräumen, ist es notwendig, die unterschiedlichen Bereiche der Unterrichtsve r-

pflichtung, der Unterrichtszeiten, der Blockzeiten und der Stundenpläne genau auseinanderz u-

halten. Dies ist umso wichtiger, als gemäss § 4 SchulR mit dem gleichen Begriff der Unter-

richtszeit etwas anderes umschrieben wird, nämlich die konkreten Uhrzeiten, an denen in den 

Gemeinden der Unterricht stattfindet. 

 

Zur Klärung und Bereinigung ist der bisherige § 11 SchulG neu formuliert und ein neuer § 11a 

SchulG eingefügt. Dabei soll die Regelung in diesem Bereich aber keine inhaltlichen bzw. m a-

teriellen Änderungen erfahren. 

 

Auch werden die einzelnen Zuständigkeitsregelungen in die entsprechenden Bestimmungen 

von §§ 60 ff SchulG verschoben. 

 

An dieser Stelle werden die einzelnen Begriffe kurz umschrieben: 

 

a. Unterrichtspflichtpensum 

Mit dem Unterrichtspflichtpensum wird die wöchentliche Stundenzahl bezeichnet, an denen die 

Schülerinnen und Schüler den Unterricht zu besuchen haben, und die der Regierungsrat in § 6 
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Abs. 1 SchulV für die drei Schulstufen des Kindergartens, der Primar- und Sekundarstufe I im 

Einzelnen (Bst. a bis c) festgelegt hat. Dieses wöchentliche Pflichtpensum ist in §  11 SchulG 

missverständlich als wöchentliche Unterrichtszeit umschrieben. 

 

b. Unterrichtszeit 

Die Unterrichtszeit bezeichnet nicht das wöchentliche Pflichtpensum, sondern vielmehr die 

Uhrzeit, an denen an einer Schule Unterricht stattfindet. Die Festlegung dieser Zeiten obliegt in 

Berücksichtigung der Vorgaben des Bildungsrates zu den Blockzeiten auf der Kindergarten- 

und Primarstufe gemäss § 4 SchulR der Schulkommission (§ 61 Abs. 3 Bst. d SchulG).  

 

c. Blockzeit 

Gemäss § 4 Abs. 2 SchulR bezeichnen die Blockzeiten diejenige Zeit, in der die Schülerinnen 

und Schüler sich in der Obhut der Schule befinden. Gemäss Bericht des Erziehungsrates (heu-

te Bildungsrat) vom 18. Januar 2007 zur Einführung der Blockzeiten besuchen die Kinder wä h-

rend den Blockzeiten entweder den Unterricht bei der Klassenlehrperson, bei einer Fachleh r-

person, den Religionsunterricht oder ein unterrichtsnahes Fach. Als unterrichtsnahe Angebote 

kommen Hausaufgabenhilfe, betreute freie Lernzeiten (z.B. Prüfungsvorbereitung, selbständige 

Arbeit an Projekten) oder Unterricht an der Musikschule (Instrumentalunterricht oder musikali-

sche Grundschulung) in Frage. Für die Betreuung können schulexterne Personen beigezogen 

werden; sie muss nicht durch Lehrpersonen erfolgen. Es ist zudem darauf hinzuweisen, dass 

die Verpflichtung der Schule zur Obhut über die Kinder ausnahmslos e inzuhalten ist. Die Schu-

le bzw. die aufsichtspflichtigen Lehrpersonen können sich nicht der Verantwortung entledigen, 

indem sie sich von den Eltern das schriftliche Einverständnis geben lassen, dass ihr Kind wä h-

rend der Blockzeit nicht anwesend sein muss. 

Die im Reglement bezeichneten Zeiten sind Mindestzeiten. Die Gemeinden können somit we i-

tergehende Blockzeitenregelungen vorsehen. 

 

d. Auffangzeit 

Mit Auffangzeit wird das von den Gemeinden bzw. Schulen anzubietende Zeitfenster vor dem 

Beginn des eigentlichen Unterrichts bezeichnet, das von den Kindergartenkindern fakultativ 

genutzt werden kann und ihnen die Möglichkeit bieten soll zu einem individuellen Eintreffen 

sowie zu selbständigen Tätigkeiten und einer gezielten Förderung. 

 

e. Stundenpläne 

Mit den Stundenplänen wird festgelegt, zu welchen Uhrzeiten welche Fächer in welcher Klasse 

unterrichtet werden. Diese Stundenpläne basieren auf den vom Bildungsrat erlassenen Leh r-

plänen mit Stundentafeln. 

 

Daraus ergeben sich für §§ 11, 11a (neu) und 11b (neu) folgende Formulierungen: 

 

Vorschlag 

§ 11 

Unterrichtspflichtpensum 
1
 Für die Schüler gilt das für die jeweilige Schulstufe festgelegte wöchentliche Unterrichtspflichtpensum.  

 

Die Zuständigkeit zur Festlegung der Unterrichtspflichtpensen verbleibt wie bis anhin  beim Re-

gierungsrat und wird im entsprechenden § 64 Abs. 2 Bst. i SchulG aufgeführt. Die Pflichtpen-

sen der einzelnen Schulstufen sind in § 6 Abs. 1 SchulV festgelegt. 
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Vorschlag 

§ 11a (neu) 

Unterrichts-, Block- und Auffangzeiten 
1
 Die Unterrichtszeiten werden festgelegt.  

2
 Der Mittwochnachmittag und der Samstag sind schulfrei. In besonderen Fällen können für den Mittwochnachmi ttag 

Ausnahmen bewilligt werden. 
3 

Für die Blockzeiten auf der Kindergarten- und Primarstufe gelten besondere Bestimmungen. 
4
 Auf der Kindergartenstufe bieten die Gemeinden am Vormittag vor Beginn des eigentlichen Unterrichts eine Au f-

fangzeit von 15 Minuten an. 

 

Abs. 1 

Wie bisher legt die Schulkommission die Unterrichtszeiten an den gemeindlichen Schulen fest. 

Sie beachtet dabei die Vorgaben betreffend Mittwochnachmittag und Samstag sowie die Vor-

gaben des Bildungsrates zu den Blockzeiten auf der Kindergarten- und Primarstufe. Die Zu-

ständigkeit der Schulkommission ergibt sich aus § 61 Abs. 3 Bst. d SchulG. 

 

Abs. 2 

Absatz 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen Absatz 2. Einzig die Zuständigkeitsbezeichnung 

der Schulkommissionen für die Ausnahmebewilligung wird in §  61 Abs. 3 Bst. d SchulG ver-

schoben. 

 

Abs. 3 

Wie bisher (§ 11 Abs. 3 SchulG) gelten Blockzeiten nur für die Kindergarten- und die Primar-

stufe. Die Zuständigkeit zur Festlegung dieser Blockzeiten fällt ebenfalls wie bisher dem Bi l-

dungsrat zu; § 65 Abs. 4 Bst. b SchulG ist entsprechend zu ergänzen. 

 

Abs. 4 

Diese Bestimmung entspricht § 6 Abs. 2 SchulV. Sie wird neu auf Gesetzesstufe normiert, da 

die Gemeinden verpflichtet sind, auf der Kindergartenstufe am Vormittag eine Auffangzeit von 

jeweils 15 Minuten anzubieten.  

 

Vorschlag 

§ 11b 

Stundenplan 
1
 Der Stundenplan legt die Verteilung der Unterrichtszeit auf Fächer und Fächergrup pen fest. 

 

Diese Bestimmung entspricht der diesbezüglichen Regelung von § 11 Abs. 3 SchulG. Einzig 

die Zuständigkeit der Rektorin oder des Rektors wird in § 63 Abs. 4 Bst. c SchulG verschoben. 

 

 

§ 12 Klassengrössen 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 12 Abs. 2 
2
 Die Einteilungen und Zuweisungen sind so vorzunehmen, 

dass die einzelnen Klassen wenn möglich die Richtzahl er-

reichen. Die Direktion für Bildung und Kultur kann in be-

sonderen Fällen für die gemeindlichen Schulen eine Über-

schreitung der Höchstzahl bewilligen. 

§ 12 Abs. 2 
2
 Die Einteilungen und Zuweisungen sind so vorzuneh-

men, dass die einzelnen Klassen wenn möglich die Richt-

zahl erreichen. In besonderen Fällen kann eine Über-

schreitung der Höchstzahl bewill igt werden. 

 

Abs. 2 

Die Kompetenzzuweisung an die Direktion für Bildung und Kultur wird neu im entsprechenden 

§ 66 Abs. 3 Bst. j SchulG geregelt. Dass die Möglichkeit einer Ausnahmebewilligung gemäss 

Absatz 2 nur für die gemeindlichen Schulen gilt, braucht nicht eigens erwähnt zu werden, ge l-

ten die in Absatz 1 im einzelnen festgelegten Klassengrössen ohnehin ausdrücklich nur für die 

gemeindlichen Schulen. 

 

 

§ 13 Qualitätsentwicklung 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 13 Abs. 4 
4
 Die Direktion für Bildung und Kultur prüft in Berücksicht i-

gung der Schwerpunkte des Bildungsrates periodisch durch 

eine fachliche Aussensicht die Qualität der Schulen und 

schlägt Massnahmen zur Qualitätsentwicklung vor (externe 

Evaluation). 

§ 13 Abs. 4 
4
 In Berücksichtigung der Schwerpunkte des Bildungsrates 

werden periodisch durch eine fachliche Aussensicht die 

Qualität der Schulen geprüft und Massnahmen zur Qual i-

tätsentwicklung vorgeschlagen (externe Evaluation).  

 

Abs. 4 

Es gibt keine inhaltlichen Änderungen. Einzig die Zuständigkeit der Direktion für Bildung und 

Kultur wird gestrichen. Sie ist bereits in § 66 Abs. 3 Bst. e SchulG festgeschrieben. 

 

 

§ 14 Lehrpläne 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 14 Abs. 1 
1
 Der Bildungsrat erlässt die Lehrpläne mit den Stundenta-

feln der gemeindlichen Schulen und genehmigt jene der 

ersten zwei Jahreskurse des 6-jährigen Gymnasiums. 

§ 14 Abs. 1 
1
 Es gelten Lehrpläne mit Stundentafeln für die gemeindl i-

chen Schulen und für die ersten zwei Jahreskurse des 6-

jährigen Gymnasiums. 

 

Abs. 1 

Diese Bestimmung bleibt materiell unverändert. Die Erlasskompetenz des Bildungsrates für die 

Lehrpläne mit den Stundentafeln der gemeindlichen Schulen ist neu in §  65 Abs. 3 Bst. e 

SchulG geregelt. 

 

Die Lehrpläne und die Stundentafeln des 6-jährigen Gymnasiums werden nach § 4 Abs. 4 

Bst. b des Gesetzes über die kantonalen Schulen von der Schulkommission erlassen. Die Ver-

pflichtung der Genehmigung für die ersten zwei Jahreskurse des Langzeitgymnasiums ve rbleibt 
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im materiell unveränderten Absatz 1. Die diesbezügliche Kompetenzzuweisung an den Bi l-

dungsrat wird ebenfalls neu in § 65 Abs. 3 Bst. e SchulG verschoben. 
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§ 14
bis 

Religionsunterricht 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 14
bis

 
1
 Der Bildungsrat legt nach Anhören der öffentlich-rechtlich 

anerkannten Kirchen fest, wie viele Wochenlektionen für 

den Religionsunterricht in den Stundentafeln eingeräumt 

werden. 
2
 Den Lehrstoff für den Religionsunterricht bestimmen die 

Kirchen. Der Stoff ist mit den Fächern Bibelunterricht und 

Lebenskunde abzustimmen. 
3
 Die Kirchen sind verpflichtet, den Religionsunterricht 

durch eigene Instanzen begleiten und beaufsichtigen zu 

lassen. 
4
 Ein Verzicht auf den Besuch des Religions- und Bibelun-

terrichts ist dem Rektor vorher schriftlich mitzuteilen. Diese 

Mitteilung erfolgt durch die Erziehungsberechtigten, nach 

erfülltem 16. Altersjahr der Jugendlichen durch diese selber 

(Art. 15 der Bundesverfassung). 

§ 14
bis

 Abs. 1, 2 und 4 
1
 Die Anzahl Wochenlektionen, die für den Religionsunter-

richt in den Stundentafeln eingeräumt werden, ist nach 

Anhörung mit den öffentlich-rechtlich anerkannten Kirchen 

festzulegen. 
2
 Den Lehrstoff bestimmen die Kirchen. Der Stoff ist mit 

den Fächern Ethik und Religion sowie Lebenskunde abzu-

stimmen. 
3
 unverändert. 

4
 Ein Verzicht auf den Besuch des Religionsunterrichts ist 

dem zuständigen Pfarramt vorher schriftlich mitzuteilen. 

Diese Mitteilung erfolgt durch die Erziehungsberechtigten, 

nach erfülltem 16. Altersjahr der Jugendlichen durch diese 

selber. 

 

Abs. 1 

In Absatz 1 werden keine inhaltlichen Änderungen vorgenommen. Einzig die Zuständigkeit des 

Bildungsrates wird gestrichen, weil sie in § 65 Abs. 3 Bst. g SchulG festgeschrieben wird. 

 

Abs. 2 

Das Fach Ethik und Religion ersetzt den Bibelunterricht.  Die gemeindlichen Schulbehörden 

sorgen gemäss Beschluss des Bildungsrates dafür, dass spätestens ab Beginn des Schuljah-

res 2012/13 in allen Primarklassen nach dem neuen Lehrplan Ethik und Religion unterrichtet 

wird. Absatz 2 ist an diesen neuen Sachverhalt anzupassen.  

 

Abs. 4 

Das Fach Ethik und Religion ist konfessionell nicht gebunden und deshalb von allen Schüleri n-

nen und Schülern obligatorisch zu besuchen. Absatz 4 ist deshalb dahingehend zu ändern, 

dass neu nur noch der Verzicht auf den Besuch des Religionsunterrichts dem zuständigen 

Pfarramt schriftlich mitzuteilen ist. Die Pfarrämter informieren danach die Rektorin oder den 

Rektor der gemeindlichen Schule, welche Schülerinnen und Schüler den Religionsunterricht 

besuchen. 

 

 

§ 15 Schulversuche 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 15 
1
 Die Direktion für Bildung und Kultur kann auf Antrag des 

Bildungsrates im Einverständnis mit den betreffenden Ge-

meinderäten Schulversuche bewilligen. 
2
 Diese Schulversuche müssen befristet sein, begleitet und 

ausgewertet werden. Die Erziehungsberechtigten sind über 

diese Versuche zu informieren. 
3
 Für die Schüler muss der Übertritt in höhere Stufen ge-

währleistet sein. 

§ 15 Abs. 1 und 4 
1
 Auf Antrag des Bildungsrates und im Einverständnis mit 

der betreffenden Gemeinde können Schulversuche bewil-

ligt werden. 
2
 unverändert. 

3
 unverändert. 

4
 Wenn einer Gemeinde aus einem Schulversuch Mehr-

kosten entstehen, kann sich der Kanton an den Kosten 

beteiligen, sofern der Versuch im kantonalen Interesse 
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

liegt. Wurde der Versuch durch den Kanton veranlasst, so 

hat er die Mehrkosten zu tragen. 

 

Abs. 1 

Diese Bestimmung wird materiell nicht geändert, jedoch etwas k larer formuliert. Selbstver-

ständlich ist für eine entsprechende Antragstellung des Bildungsrates nicht das Einverständnis 

der einzelnen Gemeinderätinnen und Gemeinderäte einer für die Durchführung des Schulve r-

suchs zuständigen Gemeinde erforderlich. Vielmehr soll die Gemeinde bzw. der Gemeinderat 

als Gesamtbehörde sein Einverständnis erklären. 

 

Es wird lediglich die Zuständigkeitsnorm der Direktion für Bildung und Kultur gestrichen. Sie ist 

bereits in § 66 Abs. 3 Bst. c SchulG geregelt. 

 

Abs. 4 

Diese materielle Bestimmung bezüglich der Tragung der im Zusammenhang mit einem Schu l-

versuch entstehenden Kosten ist ebenfalls nicht neu. Sie entspricht der bisher in den Ausfü h-

rungsbestimmungen des Schulgesetzes festgeschriebenen Regelung von § 8 Abs. 1 und 2 

SchulV. Wir erachten es aber als richtig und der Transparenz dienend, wenn künftig die Reg e-

lung der Kostenübernahme auf Gesetzesstufe normiert ist.  

 

 

§ 16 Lehrmittel 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 16 Abs. 1 
1
 Die Direktion für Bildung und Kultur beschliesst,  welche 

Lehrmittel und zugehörigen Unterrichtshilfen während der 

obligatorischen Schulzeit verwendet werden müssen. 

§ 16 Abs. 1 
1
 Während der obligatorischen Schulzeit müssen die vor-

gegebenen Lehrmittel und zugehörigen Unterrichtshilfen 

verwendet werden. 

 

Es wird lediglich die Zuständigkeitsregelung gestrichen, weil diese bereits in §  66 Abs. 3 Bst. g 

SchulG geregelt ist. Materiell ergibt sich keine Änderung. 

 

 

§ 17 Schülerbeurteilung und Promotion 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 17 
1
 Jeder Schüler ist vom Lehrer zu beurteilen. 

2
 Der Bildungsrat regelt die Schülerbeurteilung und erlässt 

eine Promotionsordnung. 
3
 Spätestens ab der 4. Primarklasse hat die Beurteilung in 

Form von Leistungsnoten durch Ziffern zu erfolgen. 

§ 17 Abs. 2 und 3 
1
 unverändert. 

2
 Ab dem 1. Semester der 2. Primarklasse hat die Beurte i-

lung auch in Form von Leistungsnoten in Ziffern zu erfol-

gen. 
3
 Zur Schülerbeurteilung und Promotion gelten besondere 

Bestimmungen. 
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Abs. 2 

Dieser Absatz wurde mit dem bisherigen Absatz 3 in der Reihenfolge vertauscht. Die Verschie-

bung ergibt sich lediglich aufgrund des inhaltlichen Zusammenhangs von Absatz 1 und 2. 

Die Zuger Stimmbevölkerung hat am 11. März 2012 der Gesetzesinitiative „Wiedereinführung 

von Noten ab der 2. Klasse“ zugestimmt, welche das Schulgesetz dahingehend ändern will, dass 

erstmals nach dem ersten Semester in der 2. Primarklasse wieder Noten erteilt werden. Gleichzeitig 

sollen die bisherigen Beurteilungsgespräche weitergeführt werden (duales Bewertungssystem). Mate-

riell entspricht die Formulierung von Absatz 2 dieser Gesetzesinitiative. Gestützt auf § 7 des 

Promotionsreglements werden die Erziehungsberechtigten und ihr Kind von der Klassenleh r-

person der Primarklassen sowie der 1. und 2. Klasse der Sekundarstufe I über die Leistung s-

anforderungen, die Leistungserfüllung, den Lernfortschritt und die Leistungsentwicklung in den 

Fachkompetenzen sowie den Lern-, Selbst- und Sozialkompetenzen orientiert. Eine Änderung 

auf Gesetzesstufe ist diesbezüglich nicht nötig.  

 

Abs. 3 

Hier wird einzig die Zuständigkeitsregelung gestrichen und in den entsprechenden § 65 Abs. 4 

Bst. a SchulG aufgenommen. 

 

 

§ 18 Unentgeltlichkeit 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 18 
1
 Für den Unterricht an den öffentlichen Schulen darf kein 

Schulgeld erhoben werden. 
2
 Der Regierungsrat legt jene Leistungen und Aufwendun-

gen der Schule fest, für die Elternbeiträge erhoben werden 

können. 
3
 Er bestimmt die Höhe des Schulgeldes, welche ausser-

kantonale Schüler an kantonalen Schulen zu bezahlen ha-

ben. 

§ 18 Abs. 2 und 3 
1
 unverändert. 

2
 Für bestimmte Leistungen und Aufwendungen können 

Elternbeiträge erhoben werden. 
3
 Ausserkantonale Schüler haben für den Besuch an kan-

tonalen Schulen ein Schulgeld zu bezahlen. 

 

Abs. 2 

In §§ 10 und 11
bis

 SchulV sind die einzelnen Leistungen und Aufwendungen der gemeindlichen 

Schulen bzw. der Sonderschulen festgeschrieben, für die Elternbeiträge verlangt werden kö n-

nen. Darunter fallen insbesondere Verpflegungskosten, Reisekosten für Lager, Exkursionen, 

Projektwochen, Kurse im sportlichen oder handwerklich-musischen Bereich etc., aber auch die 

in § 19 SchulG bezeichneten zusätzlichen Schulangebote wie insbesondere die Musikschulen, 

die bisher von den Gemeinden geführt werden können (§ 19 Abs. 1 SchulG) und neu von den 

Gemeinden obligatorisch anzubieten sind. Wir verweisen dazu auf die Ausführungen zu 

§ 19 Abs. 1 und 2 SchulG nachstehend. 

 

Da es sich bei den Musikschulen, wie erwähnt, gemäss § 19 SchulG nicht um ein Angebot der 

öffentlichen Schulen, sondern der Gemeinden handelt, ist Absatz 2 entsprechend neu zu fas-

sen bzw. der Zusatz der Schule zu streichen.  

 

Im Übrigen wird lediglich die Zuständigkeit des Regierungsrates in die entsprechende Komp e-

tenznorm von § 64 Abs. 2 Bst. j SchulG verschoben. 
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Abs. 3 

Hier gibt es keine materielle Änderung. Ledigl ich die Kompetenzbestimmung wird im entspre-

chenden § 64 Abs. 2 Bst. m SchulG eingefügt. 

 

 

§ 19 Zusätzliche Schulangebote 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 19 
1
 Die Gemeinden sind berechtigt, Musikschulen zu führen. 

2
 Die Gemeinden können zusätzlich zu den im Lehrplan 

enthaltenen Fächern Schulsport, Schultheater oder Kurse 

im handwerklich-musischen Bereich anbieten. 
3
 Sie haben den Schülern während der Winterferien eine 

Sportwoche anzubieten. 
4
 An die Kosten der zusätzlichen Schulangebote leistet der 

Kanton vorbehältlich der Bestimmungen des Lehrerbesol-

dungsgesetzes keine Beiträge. 

§ 19 
1
 Die Gemeinden führen Musikschulen. 

1a
 Das Angebot der Musikschulen umfasst: 

a) Musikalische Grundschule; 

b) Instrumental- und Vokalunterricht; 

c) Ensembleunterricht. 
2
 unverändert. 

3
 unverändert. 

4
 An die Kosten der zusätzlichen Schulangebote leistet 

der Kanton vorbehältlich der Bestimmungen des Lehrper-

sonalgesetzes keine Beiträge. 

 

Vreni Wicky verlangte in ihrer Motion die folgende Anpassung von § 19 SchulG:  
1
 Die Gemeinden führen Musikschulen. 

2
 Sie können Beiträge erheben. 

Weiter beantragte sie, dass im Schulgesetz unter dem Abschnitt Gemeindliche Schulen die 

Schularten der Musikschule wie folgt zu erwähnen seien: 

Das Angebot der Musikschule umfasst: 

- Musikalische Grundschule; 

- Instrumental- und Vokalunterricht; 

- Ensembleunterricht. 

 

Eine Überprüfung der Motionsbegehren hat ergeben, dass aus gesetzestechnischen Gründen 

sowohl die Pflicht zur Führung einer Musikschule sowie das Angebot der Musikschulen neu in 

§ 19 Abs. 1 und 1a SchulG zu regeln sind. § 18 Abs. 2 SchulG hält fest, dass der Regierungs-

rat jene Leistungen und Aufwendungen festlegt, für welche Elternbeiträge erhoben werden 

können. Gemäss § 10 Abs. 1 Bst. e SchulV sind die Gemeinden berechtigt, für die zusätzlichen 

Schulangebote gemäss § 19 SchulG von den Eltern Beiträge zu verlangen. Die gesetzliche 

Grundlage, dass die Gemeinden für die Musikschulen Beiträge erheben können, ist damit b e-

reits vorhanden. 

 

Abs. 1 

Die Gemeinden sind ausgehend von der Erheblicherklärung der Motion Wicky fortan verpflich-

tet, eine Musikschule anzubieten, wobei sie im vorgegebenen Rahmen selber über das Fä-

cherangebot entscheiden. Die Musikschule steht allen schulpflichtigen Kindern und Jugendli-

chen, auch derjenigen die eine Privatschule besuchen, offen. Es besteht aber keine Verpflich-

tung, dass diese besucht werden muss.  

 

Abs. 1a 

Dieser Absatz hält fest, welches Angebot die Musikschulen anzubieten haben. Die vorliege nde 

Aufzählung deckt sich vollumfänglich mit dem Begehren der Motion Wicky.  
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Abs. 2 und 3 

Diese Bestimmungen entsprechen den bisherigen Absätzen 2 und 3. 

 

Abs. 4 

Auch dieser Absatz erfährt keine materielle Änderung. Die einzige rein redaktionelle Anpa s-

sung gilt dem Lehrerbesoldungsgesetz, welches seit der am 1.  Januar 2008 geltenden Fassung 

neu Lehrpersonalgesetz heisst (BGS 412.31). 

 

 

§ 20 Rechte der Erziehungsberechtigten 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

 § 20 Abs. 3a  
3a

 Der Kanton kann eine Elternorganisation, welche auf 

kantonaler Ebene tätig ist, finanziell unterstützen. Die 

Rechte und Pflichten werden durch eine Subventionsver-

einbarung festgelegt. 

 

Abs. 3a 

Mit der Änderung des Schulgesetzes, welche per 1. August 2007 in Kraft getreten ist, wurde 

die Mitarbeit und Mitverantwortung der Erziehungsberechtigten neu formul iert (vgl. u.a. §§ 3 

Abs. 1, 20 Abs. 3 und 4 sowie 63 Abs. 3 Bst. b SchulG). Die Zusammenarbeit zwischen Schule 

und Erziehungsberechtigten manifestiert sich vor allem auf der Ebene der Gemeinden. Sie ist 

aber auch für die kantonale Bildungsverwaltung wicht ig, weil die Erziehungsberechtigten die 

eigentlichen Kundinnen und Kunden der Schule sind. Es ist jedoch auf kantonaler Ebene nicht 

möglich, die Erziehungsberechtigten selber regelmässig zu Vernehmlassungen in allen wicht i-

gen Geschäften der Direktion für Bildung und Kultur oder zu Konsultativgesprächen einzula-

den. Der Kanton ist deshalb auf eine Vertretung der Erziehungsberechtigten angewiesen, we l-

che diese Aufgaben wahrnimmt. Im Kanton Zug wird diese Vertretung zurzeit durch den Verein 

Schule und Elternhaus (nachfolgend S&E Zug) sichergestellt. S&E Zug ist eine Sektion von 

S&E Schweiz und engagiert sich seit 1970 für eine konstruktive Zusammenarbeit zwischen E r-

ziehungsberechtigten, Lehrpersonen und Schulbehörden und hilft mit, die Schule kind - und fa-

miliengerecht zu gestalten und Konflikte in partnerschaftlicher Auseinandersetzung zu lösen. 

Auch wenn nicht alle Mütter und Väter der schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen Mitglied 

bei S&E Zug sind und ihre Anliegen und Meinungen direkt einbringen können, hat sich dieses 

Vorgehen bewährt.  

 

Für den Aufbau von ElternLehrerGruppen (ELG) hatte der Regierungsrat bereits am 9.  Juni 

1998 beschlossen, S&E Zug aus dem Fonds für wohltätige, gemeinnützige und kulturelle Zwe-

cke einen Jahresbeitrag von Fr. 10'000.- zu bewilligen. Die Ausrichtung war auf fünf Jahre be-

fristet. Am 18. Februar 2003 hatte der Regierungsrat eine Weiterführung beschlossen. Für die 

Jahre 2003 bis 2005 hatte er einen Jahresbeitrag von jeweils Fr. 16'000. - bewilligt. Begründet 

wurde diese Weiterführung mit den stark angewachsenen Aktivitäten beim Aufbau und bei der 

Betreuung der ELG's (Beratung, gemeinsame Aktivitäten, Erfahrungsaustausch). Mit Regi e-

rungsratsbeschluss vom 30. Januar 2007 bewilligte er rückwirkend ab 2006 und befristet für 

zwei Jahre noch einmal einen Jahresbeitrag von Fr. 16'000.-. Am 21. Oktober 2008 wurde für 

die Jahre 2008 bis 2010 wiederum ein Beitrag in der Höhe von Fr. 25'000. - pro Jahr beschlos-
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sen. Der Regierungsrat stützte die Erhöhung des Beitrages auf eine ausführliche Besch reibung 

der Tätigkeiten und Aufgaben von S&E Zug. Gleichzeitig beschloss er, die finanzielle Unte r-

stützung einer kantonalen Elternvereinigung durch den Kanton mit Subventionsvereinbarung im 

Schulgesetz zu verankern. Es ist eine jährliche Subventionierung durch den Kanton in der Hö-

he von maximal Fr. 10'000.- vorgesehen.  

 

Zuständig für den Abschluss einer Subventionsvereinbarung ist der Regierungsrat (§  64 Abs. 2 

Bst. p SchulG).  

 

 

§ 23a Datenschutz 

 

Vorschlag 

§ 23a 

Datenschutz 
1
 Soweit dieses Gesetz nichts anderes regelt, gelten die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes.  

2
 Administrative Daten von Schülern können zwischen den abgebenden und übernehmenden Schulleitungsmitgli e-

dern, Lehrpersonen und Fachpersonen der Schuldienste bekannt gegeben werden, soweit d iese für deren Aufgaben-

erfüllung erforderlich sind. 
3
 Die Tatsache des Besuchs von Logopädie- oder Psychomotoriktherapien und von Abklärungen beim Schulpsycho-

logischen Dienst kann zwischen den abgebenden und übernehmenden Schulleitungsmitgliedern  und Lehrpersonen 

bekannt gegeben werden, sofern diese Therapien und Abklärungen noch nicht oder seit weniger als drei Jahren ab-

geschlossen sind und für deren Aufgabenerfüllung erforderlich sind. 
4
 Angaben zum Inhalt von Logopädie- oder Psychomotoriktherapien und von Abklärungen beim Schulpsychologi-

schen Dienst können zwischen den abgebenden und übernehmenden Fachpersonen der Schuldienste bekannt geg e-

ben werden, sofern diese Therapien und Abklärungen noch nicht oder seit weniger als drei Jahren abgeschlossen 

sind und für deren Aufgabenerfüllung erforderlich sind. 
5
 Alle übrigen Datenbekanntgaben benötigen die Zustimmung der Erziehungsberechtigten.  

 

Dieser Paragraf ist neu. Bisher waren in Bezug auf den Austausch von Daten die Bestimmun-

gen des Datenschutzgesetzes anwendbar. Das hatte zur Folge, dass die Weitergabe von Da-

ten über eine Schülerin oder einen Schüler auch innerhalb des Schulhauses oder der Gemei n-

de nur mit dem Einverständnis der Erziehungsberechtigten erfolgen durfte. Es soll deshalb im 

Schulgesetz eine gesetzliche Regelung geschaffen werden.  

 

Abs. 1 

Absatz 1 hält ganz allgemein fest, dass die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes gelten, 

soweit das Schulgesetz keine anderslautende Regelung nennt.  

 

Abs. 2 

Ohne Einwilligung der Erziehungsberechtigten können alle administrativen Daten zwischen 

Schulleitungsmitgliedern (Rektor/in und Schulhausleitende), Lehrpersonen und Fachpersonen 

der Schuldienste während der ganzen Schulzeit (obligatorische Schulzeit vom obligatorischen 

Kindergarten bis 3. Klasse der Sekundarstufe I) weitergegeben werden, wenn sie für die Auf-

gabenerfüllung erforderlich sind. Als administrative Daten der Schülerinnen und Schüler gelten 

die folgenden Angaben: Name und Vorname der Schülerin oder des Schülers, Geburtsdatum, 

Adresse, Telefonnummer, bisherige Klasse, bisherige Lehrperson, Staatszugehörigkeit, Mutter-

sprache, Konfession, Inhaberin oder Inhaber der elterlichen Sorge sowie allenfalls Vorname, 

Name, Adresse und Telefon einer allfälligen Tagesbetreuung.  

 

Abs. 3 und 4 
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Die Rektorenkonferenz der gemeindlichen Schulen im Kanton Zug möchte, dass neben schu l-

relevanten Daten auch ausserordentliche familiäre Situationen (z.B. Erziehungsbeistandscha f-

ten, Trennung der Eltern) sowie medizinische, körperliche Befunde und Auffälligkeiten (z.B. 

Herzfehler, Allergien, Farbblindheit, Sehfehler, spezielle Krankheiten) von der jeweiligen Kla s-

senlehrperson erfasst und danach während der ganzen Schulzeit an den gemeindlichen Sch u-

len ohne Einwilligung der Erziehungsberechtigten weitergegeben werden können.  

Der Schutz der Persönlichkeit von Schülerinnen und Schülern sowie der Erziehungsberechti g-

ten ist ein wichtiges Gut, das verfassungsmässig verankert ist und auch im Schulbereich b e-

achtet und geschützt werden muss. Der Einbezug der Erziehungsberechtigten ist für den 

Schulbetrieb zentral. Gemäss § 21 Abs. 3 SchulG sind die Erziehungsberechtigten verpflichtet, 

mit der Schule und den Schuldiensten zusammenzuarbeiten. Sie müssen deshalb auch der 

Lehrperson oder der Schulleitung die für die Schule wichtigen Informationen über ihr Kind be-

kanntgeben. Den Lehrpersonen steht es ausserdem frei, sich direkt an die Erziehungsberec h-

tigten oder die Schülerin, den Schüler zu wenden, sofern sie zusätzliche Informationen für ihre 

Aufgabenerfüllung benötigen. Aus Sicht des Regierungsrates ist deshalb die von der Rektoren-

konferenz gewünschte umfassende und systematische Datenweitergabe unverhältnismässig.  

 

Mit der vorgeschlagenen Formulierung von Absatz 3 soll jedoch eine gesetzliche Grundlage 

geschaffen werden, welche es ermöglicht, die Tatsache (nicht aber den Inhalt) von laufenden 

Therapien und Abklärungen beim Schulpsychologischen Dienst bzw. von solchen, die längs-

tens drei Jahre zurückliegen, zwischen Lehrpersonen bzw. Schulleitungsmitgliedern bekannt zu 

geben, sofern dies für deren Aufgabenerfüllung erforderlich ist.  

 

Absatz 4 sieht zudem vor, dass sich die abgebenden und übernehmenden Fachpersonen der 

Schuldienste über den Inhalt von laufenden Therapien oder Abklärungen beim Schulpsychol o-

gischen Dienst bzw. von solchen, die längstens drei Jahre zurückliegen, austauschen können, 

sofern dies für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist.  

 

Abs. 5 

Zur Präzisierung wird in Absatz 5 festgehalten, dass alle anderen Daten nur mit der Zustim-

mung der Erziehungsberechtigten bekannt gegeben werden dürfen.  

 

 

§ 24 Disziplinarmassnahmen 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 24 Abs. 3 und 4 
3
 Der Rektor kann einem Schüler den Ausschluss aus der 

Schule androhen oder ihn befristet von der Schule aus-

schliessen. Über einen unbefristeten Ausschluss entschei-

det die Schulkommission. 
4
 Ist der Ausschluss befristet, ist durch geeignete Mass-

nahmen die Wiedereingliederung in die gemeindliche Schu-

le sicherzustellen. Ist der Ausschluss unbefristet, hat er da-

für besorgt zu sein, dass der Schüler an einer anderen 

Schule unterrichtet wird. 

§ 24 Abs. 3 und 4 
3
 Einem Schüler kann der Ausschluss aus der Schule an-

gedroht werden. Er kann befristet oder unbefristet von der 

Schule ausgeschlossen werden. 
4
 Ist der Ausschluss befristet, ist durch geeignete Mass-

nahmen die Wiedereingliederung in die gemeindliche 

Schule sicherzustellen. Ist der Ausschluss unbefristet, ist 

dafür zu sorgen, dass der Schüler an einer anderen Schu-

le unterrichtet wird. 

 

Abs. 3 und 4 
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In diesen beiden Absätzen werden materiell keine Änderungen vorgenommen. Es wird lediglich 

die Zuständigkeit der Rektorin oder des Rektors sowie der Schulkommission in die entspr e-

chenden Kompetenznormen von §§ 61 Abs. 3 Bst. d1 bzw. 63 Abs. 4 Bst. i SchulG verschoben. 

 



   

 2198.1  - 14194  Seite 31/54 

 

 

 

Titel nach § 24  

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

2.2.1. Vorschulstufe 2.2.1. Kindergartenstufe 

 

Wie bereits zu § 8 SchulG vorstehend ausgeführt, soll der Begriff Vorschulstufe durchwegs mit 

dem Begriff Kindergartenstufe ersetzt werden, zumal der Eintritt in den obligatorischen Kinde r-

garten dem Schuleintritt entspricht und zur obligatorischen Schulpflicht gehört (vgl. dazu §§  5 

und 6 SchulG). 

 

 

§ 25 Kindergarten und § 26 Organisation 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 25 

Kindergarten 

Der Kindergarten fördert die Selbst-, die Sozial- und Sach-

kompetenz der Kinder. 

 

§ 26 

Organisation 
1
 Der Kindergarten dauert ein bis zwei Jahre. 

2 
Ein Jahr vor dem Übertritt in die Primarstufe ist der Be-

such des Kindergartens obligatorisch. 

§ 25 

Kindergarten 
1
 wie bisher § 26 Abs. 1. 

2 
Die Kinder des freiwilligen Kindergartens unterstehen 

diesem Gesetz und sind zum regelmässigen Besuch ver-

pflichtet. Ein Austritt ist spätestens bis am 31. Oktober 

möglich. 
3
 wie bisher § 26 Abs. 2. 

 

Die Kompetenzen, welche nach § 25 SchulG im Kindergarten gefördert werden, finden sich neu 

in § 3 Abs. 3 SchulG, welcher für alle Schulstufen Geltung hat. Die bisherige Bestimmung von 

§ 25 SchulG kann deshalb ersatzlos gestrichen werden. 

 

Die bisher unter dem Titel Organisation in § 26 SchulG festgeschriebenen Absätze werden neu 

unter den Titel Kindergarten gestellt. Dies entspricht auch dem materiellen Inhalt, werden darin 

doch mehr als bloss organisatorische Regelungen festgeschrieben. 

 

Die für den Kindergarten bisher geltenden Bestimmungen von § 26 SchulG werden neu in § 25 

SchulG unter dem Titel Kindergarten überführt. Dabei entspricht der neue Absatz 1 dem bishe-

rigen § 26 Abs. 1 SchulG und der neue Absatz 3 dem bisherigen § 26 Abs. 2 SchulG. 

 

Materiell neu ist einzig Absatz 2. Hier soll ausdrücklich festgeschrieben werden, dass eine Au f-

nahme in den freiwilligen Kindergarten grundsätzlich die Verpflichtung zum regelmässigen Be-

such bedeutet. Sollte sich aber in den ersten Monaten zeigen, dass das Kind für den regelmä s-

sigen freiwilligen Kindergartenbesuch wider Erwarten noch nicht bereit ist, soll ein  unkompli-

zierter Austritt bis am 31. Oktober jederzeit möglich sein. 
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§ 26 Übertritt 

 

Vorschlag 

§ 26 

Übertritt 
1
 Nach dem Besuch des obligatorischen Kindergartens erfolgt der Übertritt in die Primarstufe.  

2
 In besonderen Fällen kann auf Gesuch der Erziehungsberechtigten oder der Kindergartenlehrperson und nach de-

ren Anhörung eine Wiederholung des obligatorischen Kindergartens bewilligt werden.  

 

Der neu formulierte § 26 SchulG regelt den Übertritt in die Primarschule. Absatz 1 hält fest, 

dass die Kinder in der Regel nach dem obligatorischen Kindergarten in die Primarschule übe r-

treten. Zeigt sich, dass ein Kind noch einmal den obligatorischen Kindergarten besuchen soll, 

können die Erziehungsberechtigten oder die Kindergartenlehrperson ein Gesuch stellen. E nt-

scheidberechtigt ist die Rektorin oder der Rektor (§ 63 Abs. 4 Bst. h SchulG).  

 

 

§ 30 Schularten 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 30 Abs. 5 und 6 
5
 Der Bildungsrat legt das Verfahren für die Zuweisung in 

die einzelnen Schularten fest. 
6
 Der Bildungsrat regelt den Wechsel zwischen den Schul-

arten. Er trifft Massnahmen zur Gewährleistung des Über-

tritts begabter Schüler in das Gymnasium der Kantonsschu-

le. 

§ 30 Abs. 5 und 6 
5 

Für das Verfahren über die Zuweisung in die einzelnen 

Schularten gelten besondere Bestimmungen.  
6
 Für den Wechsel zwischen den Schularten gelten be-

sondere Bestimmungen. Der Übertritt begabter Schüler in 

das Gymnasium der Kantonsschule ist durch gezielte 

Massnahmen zu gewährleisten. 

 

Materiell werden diese beiden Absätze nicht geändert. Einzig die Zuständigkeit des Bildungsra-

tes zum Erlass von besonderen Bestimmungen betreffend dem Zuweisungsverfahren und dem 

Schulartenwechsel auf der Sekundarstufe I werden hier gestrichen und in die Kompetenzreg e-

lung des Bildungsrates von § 65 Abs. 4 Bst. c SchulG aufgenommen.  

 

 

§ 31 Kooperative Oberstufe 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 31 Abs. 3 und 4 
1
 Die Sekundar- und Realschule arbeiten als kooperative 

Oberstufe zusammen. In einzelnen Fächern sind schular-

tenübergreifende Niveaukurs mit unterschiedlichen Leis-

tungsanforderungen zu führen.  
2
 Die Gemeinden können die Werkschule in die kooperat ive 

Oberstufe einbeziehen.  
3
 Der Regierungsrat regelt, in welchen Fächern Niveaukur-

se geführt werden. 
4
 Der Bildungsrat regelt den Wechsel zwischen den Ni-

veaukursen. 

§ 31 Abs. 3 und 4 
1
 unverändert. 

2
 unverändert.  

3 
Für den Wechsel zwischen den Niveaukursen gelten be-

sondere Bestimmungen.  
4
 aufgehoben. 
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Abs. 3 und 4 

§ 31 Abs. 1 SchulG legt u.a. fest, dass in einzelnen Fächern der kooperativen Oberstufe sch ul-

artenübergreifende Niveaukurse mit unterschiedlichen Leistungsanforderungen zu führen sind. 

Absatz 3 ist diesbezüglich eine reine Zuständigkeitsbestimmung. Sie ist an dieser Stelle aufzu-

heben und in § 64 Abs. 2 Bst. k SchulG einzufügen. Absatz 3 entspricht inhaltlich neu dem bis-

herigen Absatz 4. Die Zuständigkeit des Bildungsrates ist neu in § 65 Abs. 4 Bst. c SchulG ge-

regelt. 

 

 

§ 32 Andere Organisationsformen 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 32 
1
 Sofern eine sinnvolle Gliederung in die Werk,- Real- und 

Sekundarschule nicht möglich ist, kann die Direktion für 

Bildung und Kultur einer Gemeinde bewilligen, Klassen oh-

ne Aufteilung in diese Schularten zu bilden. Diese Klassen 

sind mit Niveaukursen entsprechend der kooperativen  

Oberstufe oder mit leistungsdifferenziertem Unterricht im 

Klassenverband sowie mit heilpädagogischer Förderung zu 

führen. 

§ 32 
1
 Sofern eine sinnvolle Gliederung in die Werk,- Real- und 

Sekundarschule nicht möglich ist, kann einer Gemeinde 

bewilligt werden, Klassen ohne Aufteilung in diese Schul-

arten zu bilden. Diese Klassen sind mit Niveaukursen ent-

sprechend der kooperativen Oberstufe oder mit leistungs-

differenziertem Unterricht im Klassenverband sowie mit 

heilpädagogischer Förderung zu führen. 

 

Auch diese Bestimmung erfährt keine materielle Änderung. Lediglich die Kompetenzbestim-

mung bezüglich der Direktion für Bildung und Kultur wird in den entsprechenden §  66 Abs. 3 

Bst. k SchulG überführt. 

 

Der Bildungsrat hat im Rahmen des Projekts Weiterentwicklung der Sekundarstufe an seiner 

Sitzung vom 14. Dezember 2011 beschlossen, das Teilkonzept zur Neugestaltung des 

9. Schuljahres zu erarbeiten. Die Umsetzung dieses Teilkonzepts soll jedoch innerhalb der ge l-

tenden gesetzlichen Grundlagen erfolgen.  

 

 

§ 33 Konzept Sonderpädagogik 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 33 
1
 Der Regierungsrat erlässt auf Antrag des Bildungsrates 

ein kantonales Konzept Sonderpädagogik. Es ist vom Kan-

tonsrat zu genehmigen. 
2
 Das Konzept regelt die sonderpädagogischen Angebote 

der gemeindlichen Schulen, die Angebote der Sonderschu-

lung, die Qualitätssicherung sowie den Finanzierungsmo-

dus. 

§ 33 
1
 Das vom Kantonsrat zu genehmigende kantonale Kon-

zept Sonderpädagogik regelt die sonderpädagogischen 

Angebote der gemeindlichen Schulen, die Angebote der 

Sonderschulung, die Qualitätssicherung sowie den Finan-

zierungsmodus. 

 

Hier gibt es ebenfalls keine materielle Änderung. Rein formell wird zum einen die Erlasskomp e-

tenz des Regierungsrates in den entsprechenden § 64 Abs. 2 Bst. c SchulG verschoben und 

zum andern der Inhalt des bisherigen Absatzes 2 eingefügt. 
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§ 33
bis

 Besondere Förderung 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 33
bis

 

1
 Die Gemeinden sorgen dafür, dass teilweise schulbereite, 

lernbehinderte oder verhaltensauffällige Kinder sowie Kin-

der mit ungenügenden Deutschkenntnissen, mit einer be-

sonderen Begabung oder Hochbegabung besonders geför-

dert werden. 

2
 Die besondere Förderung ist in erster Linie innerhalb der 

Regelklasse sowie klassen- und stufenübergreifend anzu-

bieten. Es können auch Kleinklassen geführt werden. 

3
 Bei der besonderen Förderung lernbehinderter oder ver-

haltensauffälliger Kinder innerhalb der Regelklasse unter-

stützt ein Schulischer Heilpädagoge den Unterricht.  
4
 Über die besondere Förderung entscheidet der Rektor 

nach Anhören der Erziehungsberechtigten, der Klassenleh-

rperson und des Schulischen Heilpädagogen. Bei der An-

ordnung von laufbahnbestimmenden Massnahmen für ei-

nen Schüler entscheidet er aufgrund einer Stellungnahme 

des Schulpsychologischen Dienstes. 
5
 Der Bildungsrat erlässt Ausführungsbestimmungen. 

§ 33
bis

 
1
 unverändert. 

2
 unverändert. 

3
 unverändert. 

4
 Über die besondere Förderung wird nach Anhören der 

Erziehungsberechtigten, der Klassenlehrperson und des 

Schulischen Heilpädagogen entschieden, über die Anord-

nung von laufbahnbestimmenden Massnahmen aufgrund 

einer Stellungnahme des Schulpsychologischen Dienstes. 
5
 Es gelten besondere Bestimmungen. 

 

Es werden keine materiellen Änderungen vorgenommen. Die Zuständigkeitszuweisungen b e-

züglich der Rektorin oder des Rektors (Abs. 4) und dem Bildungsrat (Abs. 5) werden in die 

§§ 63 Abs. 4 Bst. j bzw. 65 Abs. 4 Bst. d SchulG verschoben bzw. aufgenommen.  

 

 

§ 34 Sonderschulung 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 34 Abs. 3 und 4 
3
 Die Direktion für Bildung und Kultur entscheidet über die 

Mitfinanzierung. 
4
 Der Rektor der Wohnsitzgemeinde des betreffenden Kin-

des entscheidet über die Zuweisung in Kenntnis des An-

trags des Schulpsychologischen Dienstes und des Mitf i-

nanzierungsentscheids der Direktion für Bildung und Kultur. 

§ 34 Abs. 3 und 4  
3
 Der Kanton entscheidet über die Mitfinanzierung der 

Sonderschulung. 
4
 Die Zuweisung eines Kindes entscheidet sich in dessen 

Wohnsitzgemeinde in Kenntnis des Antrags des Schul-

psychologischen Dienstes und des kantonalen Mitfinanzie-

rungsentscheids. 

 

Die Bestimmung wird materiell nicht geändert. Die Zuständigkeiten der Direktion für Bildung 

und Kultur (Abs. 3) und der Rektorin oder des Rektors der Wohnsitzgemeinde (Abs. 4) werden 

in die §§ 66 Abs. 3 Bst. l bzw. 63 Abs. 4 Bst. k SchulG verschoben bzw. aufgenommen.  

 

 

§ 34
bis

 Integrative Sonderschulung 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 34
bis

 

1
 Kinder mit einem Bedarf an verstärkten Massnahmen 

§ 34
bis

 
1
 unverändert. 
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

werden, soweit dies dem Wohle des Kindes dient und unter 

Berücksichtigung der Rahmenbedingungen möglich ist, in 

der Regelklasse unterrichtet, solange die schulische Quali-

tät in der Regelklasse erhalten bleibt. 

2
 Der Regierungsrat schliesst mit den Trägern der Sonder-

schulen Leistungsvereinbarungen ab, die insbesondere de-

ren Aufgaben in den Regelklassen der gemeindlichen 

Schulen und die finanzielle Abgeltung durch den Kanton 

regeln. 
3
 Die Wohnsitzgemeinde des entsprechenden Kindes trägt 

50% der Kosten, die der Kanton für die Schüler aus der be-

treffenden Gemeinde gemäss Leistungsvereinbarung auf-

zuwenden hat. Lehnt die Direktion für Bildung und Kultur 

eine Mitfinanzierung ab, so hat die Gemeinde 100% der 

Kosten zu tragen. 

2
 Für die Träger der Sonderschulen gelten die Leistungs-

vereinbarungen, die insbesondere deren Aufgaben in den 

Regelklassen der gemeindlichen Schulen und die finanzi-

elle Abgeltung durch den Kanton regeln. 
3
 unverändert.  

 

Auch hier gibt es keine materielle Änderung. Einzig die Zuständigkeit des Regierungsrates zum 

Abschluss von Leistungsvereinbarungen wird neu in § 64 Abs. 2 Bst. f SchulG geregelt. 

 

 

§ 35 Sonderschulen im Kanton Zug 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 35 Abs. 1 und 2 
1
 Die Direktion für Bildung und Kultur entscheidet über die 

Anerkennung der einzelnen Sonderschulen in Anwendung 

des kantonalen Konzepts Sonderpädagogik und der ent-

sprechenden interkantonalen Vereinbarung. 
2
 Der Regierungsrat schliesst mit den Trägern der Sonder-

schulen Leistungsvereinbarungen ab, die insbesondere den 

Auftrag der Schulen und die finanzielle Abgeltung durch 

den Kanton regeln. 

§ 35 Abs. 1 und 2 
1
 Die Sonderschulen im Kanton Zug bedürfen einer Aner-

kennung gemäss den Vorgaben des kantonalen Konzepts 

Sonderpädagogik und der entsprechenden interkantona-

len Vereinbarungen. 
2
 Für die Träger der Sonderschulen gelten die Leistungs-

vereinbarungen, die insbesondere den Auftrag der Schu-

len und die finanzielle Abgeltung durch den Kanton re-

geln. 

 

Auch in diesen beiden Absätzen gibt es keine materielle Änderung. Die Zuständigkeit der D i-

rektion für Bildung und Kultur zur Anerkennung der Sonderschulen wird neu in §  66 Abs. 3 

Bst. n SchulG geregelt. Die Kompetenz des Regierungsrates für den Abschluss von Leistungs-

vereinbarungen wird neu in § 64 Abs. 2 Bst. f SchulG festgeschrieben.  

 

 

§ 37 Heilpädagogische Früherziehung 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 37 Abs. 2 und 3 
2
 Der Regierungsrat beauftragt im Rahmen einer Leis-

tungsvereinbarung eine Institution mit der heilpädagogi-

schen Früherziehung. 
3
 Die Direktion für Bildung und Kultur entscheidet auf deren 

Gesuch hin über die Dauer und Finanzierung der heilpäda-

§ 37 Abs. 2 und 3 
2
 Eine Institution wird im Rahmen einer Leistungsverein-

barung mit der heilpädagogischen Früherziehung beauf-

tragt. 
3
 Auf deren Gesuch hin wird über die Dauer und Finanzie-

rung einer heilpädagogischen Früherziehung entschieden. 
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

gogischen Früherziehung. 

 

Auch in § 37 SchulG werden lediglich die Zuständigkeiten in die entsprechende Norm verscho-

ben. Es gibt keine materielle Änderung. Die Kompetenz des Regierungsrates für den Abschluss 

der Leistungsvereinbarung wird neu in § 64 Abs. 2 Bst. f SchulG geregelt. Die Zuständigkeit 

der Direktion für Bildung und Kultur für den Entscheid über die Dauer und Finanzierung einer 

heilpädagogischen Früherziehung ergibt sich neu aus § 66 Abs. 3 Bst. m SchulG.  

 

 

§ 37
bis

 Talentförderung in Kunst und Sport 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 37
bis

  

1
 Die Gemeinden sorgen dafür, dass besonders begabte 

Jugendliche der Sekundarstufe I zur Vorbereitung auf eine 

Laufbahn im musischen Bereich oder auf den Spitzensport 

im Sinne der entsprechenden interkantonalen Vereinbarung 

Schulen mit angepassten schulorganisatorischen Rahmen-

bedingungen besuchen können. 

2
 Die Direktion für Bildung und Kultur entscheidet unter 

Beizug von Fachpersonen über die Mitfinanzierung der 

Schulgeldkosten. 

3
 Der Rektor der Wohnsitzgemeinde des betreffenden Ju-

gendlichen entscheidet in Kenntnis des Mitfinanzierungs-

entscheides der Direktion für Bildung und Kultur über die 

Zuweisung. 

4
 Bei ausserkantonalen Schulen und Privatschulen trägt die 

Wohnsitzgemeinde des entsprechenden Jugendlichen 50% 

der Schulgeldkosten. Lehnt die Direktion für Bildung und 

Kultur eine Mitfinanzierung ab, so hat die Gemeinde 100% 

dieser Kosten zu tragen. 

§ 37
bis

 
1
 unverändert.  

2
 Der Kanton entscheidet nach der Konsultation von Fach-

personen über die Mitfinanzierung der Schulgeldkosten. 
3
 Die Zuweisung eines Jugendlichen entscheidet sich in 

dessen Wohnsitzgemeinde in Kenntnis des kantonalen 

Mitfinanzierungsentscheides. 
4
 unverändert. 

 

Auch bei der Talentförderung in Kunst und Sport geht es einzig um die Verschiebung der Z u-

ständigkeiten in die entsprechende Norm. Die Direkt ion für Bildung und Kultur entscheidet über 

die Mitfinanzierung der Talentförderung gemäss § 66 Abs. 3 Bst. l SchulG und die Rektorin  

oder der Rektor der Wohnsitzgemeinde über die Zuweisung zur Talentförderung gemäss §  63 

Abs. 4 Bst. k SchulG.   

 

 

§ 44 Kantonale Schuldienste 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 44 
1
 Der Kanton führt folgende Schuldienste: 

a) Schulpsychologischer Dienst; 

b) Berufsberatung gemäss Berufsbildungsgesetz; 

c) Verkehrsinstruktion; 

d) Didaktisches Zentrum. 

§ 44 
1 

unverändert. 
2
 Für die Nutzung der Verkehrsinstruktion durch vom Kan-

ton Zug anerkannte Privatschulen werden Gebühren er-

hoben. Deren Höhe richtet sich nach den für die Zuger 

Polizei massgebenden Rechtserlassen.  

 

Der Regierungsrat soll neu in Absatz 2 ermächtigt werden, für die Benutzung der Verkehrsin-

struktion Gebühren festlegen zu können. Die Zuständigkeit des Regierungsrates ergibt sich aus 

§ 64 Abs. 2 Bst. o SchulG.  

 

Die Zuger Polizei bietet als kantonaler Schuldienst die Verkehrsinstruktion an. Der Kanton als 

Träger dieses Schuldienstes hat für die Kosten aufzukommen, soweit das Schulgesetz keine 

besonderen Regeln vorsieht (§ 42 Abs. 4 SchulG). Diese Aufgabe kann in Anbetracht der Zu-

nahme der anerkannten Privatschulen im Kanton Zug von der Zuger Polizei für diese Schulen 

nicht mehr unentgeltlich angeboten werden. Der Unterricht findet im Klassenverband statt und 

wird somit auch von ausserkantonalen Schülerinnen und Schülern besucht. Die Zuger Polizei 

stellt gestützt auf § 25 des Gesetzes über die Organisation der Polizei (Polizei -

Organisationsgesetz vom 30. November 2006 (BGS 512.2) und die Verordnung über den Kos-

tenersatz für polizeiliche Leistungen vom 11. Dezember 2007 (BGS 512.26) Stundenpausch a-

len für ihre Aufwendungen in Rechnung. Dieses System soll auch bei der Verkehrsinstrukti on 

angewendet werden. Die Verkehrsinstruktion wird von der Zuger Polizei nur in deutscher Spr a-

che angeboten.  

 

Für die weitern kantonalen Schuldienste werden auch inskünftig keine Gebühren erhoben. So 

können Zuger Schülerinnen und Schüler, welche Privatschulen besuchen, weiterhin unentgelt-

lich die Dienste des Schulpsychologischen Dienstes und der Berufsberatung in Anspruch neh-

men. Auch für die Ausleihe von Büchern und Medien durch die Lehrpersonen von anerkannten 

Zuger Privatschulen im Didaktischen Zentrum sind keine Gebühren zu entrichten.  

 

 

§ 45 Lehrberechtigung 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 45 
1
 Zum Unterricht berechtigt ist, wer im Besitz 

a) eines vom Konkordatsrat der Pädagogischen Hochschu-

le Zentralschweiz ausgestellten Diploms oder Zertifika-

tes ist (Art. 11 Abs. 4 PHZ-Konkordat); 

b) eines von der Schweizerischen Konferenz der kantona-

len Erziehungsdirektoren anerkannten kantonalen oder 

ausländischen Lehrdiploms ist; 

c) einer von der Direktion für Bildung und Kultur erteilten 

befristeten Lehrbewilligung ist. 
2
 Für Lehrpersonen an den kantonalen Schulen legt der 

Regierungsrat die Voraussetzungen für die Lehrtätigkeit 

fest. 

§ 45 
1
 Zum Unterricht berechtigt ist, wer im Besitz 

a) unverändert (Hinweis: allenfalls Fassung gemäss Ge-

setz über die pädagogische Hochschule Zug massge-

bend). 

b) unverändert. 

c) einer befristeten oder unbefristeten Lehrbewilligung ist.  
2
 Für Lehrpersonen an den kantonalen Schulen gelten be-

sondere Bestimmungen. 

 

Abs. 1 
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Materiell neu ist hier die Möglichkeit, Lehrpersonen nicht nur wie bishe r eine befristete Lehrbe-

willigung auszustellen, sondern auch eine unbefristete.  

Mit der Revision des Schulgesetzes vom 3. Mai 2007 (GS 29, 255) wurde die Möglichkeit der 

Erteilung einer unbefristeten Lehrbewilligung (d.h. Unterricht durch eine Person, wel che nicht 

über ein entsprechendes Lehrdiplom verfügt) durch die Direktion für Bildung und Kultur aufg e-

hoben. Zur Begründung wurde ausgeführt, soweit eine Lehrperson nicht im Besitze eines en t-

sprechenden Diploms sei, sei sie auch nicht berechtigt, an den öf fentlich-rechtlichen Schulen 

des Kantons Zug zu unterrichten. Eine Ausnahme bestehe lediglich für Stellvertretungen. S o-

dann gäbe es Fälle, in denen eine Lehrperson das notwendige Diplom noch nicht erlangen 

konnte. In einem solchen Fall sei der Unterricht mit einer befristeten Lehrbewilligung möglich. 

Die momentane Situation auf dem Stellenmarkt zeigt jedoch, dass es in Ausnahmefällen mö g-

lich sein muss, eine Lehrperson ohne entsprechendes Diplom nicht nur befristet, sondern auch 

unbefristet unterrichten zu lassen. Deshalb soll die Direktion für Bildung und Kultur ermächtigt 

werden, wieder unbefristete Lehrbewilligungen erteilen zu können. Dies soll jedoch nur in b e-

sonderen Fällen möglich sein. In der Verordnung zum Schulgesetz werden die Voraussetzu n-

gen festzulegen sein (z.B. unbefristete Lehrbewilligung für ausreichend qualifizierte Lehrpers o-

nen, welche aber infolge besonderer Umstände nicht über ein stufen- und/oder fachadäquates 

Diplom verfügen). 

 

Abs. 2 

Die Zuständigkeit des Regierungsrates für den Erlass von besonderen Bestimmungen betref-

fend Lehrpersonen an den kantonalen Schulen ist neu in § 64 Abs. 2 Bst. d SchulG geregelt. 

 

 

§ 45a Entzug der Lehrberechtigung 

 

Vorschlag 

§ 45a 

Entzug der Lehrberechtigung 

Einer Lehrperson kann bei Vorliegen wichtiger Gründe auf Antrag der Gemeinde die Lehrberechtigung für den Unter-

richt im Kanton Zug entzogen werden. 

 

Der Entzug der Lehrberechtigung ist bisher bloss auf Verordnungsstufe geregelt (§  23
bis 

SchulV). Da es sich aber bei einer entsprechenden Anordnung um einen Eingriff in das verfas-

sungsmässige Recht der Handels- und Gewerbefreiheit der betroffenen Lehrperson handelt, ist 

eine entsprechende Regelung auf Gesetzessstufe notwendig. Die Einzelheiten sollen aber we i-

terhin in der Verordnung zum Schulgesetz geregelt werden. 

 

 

§ 47 Auftrag 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 47 Abs. 5 
5
 Er erteilt Hausaufgaben gemäss den Richtlinien des Bi l-

dungsrates. 

§ 47 Abs. 5 
5
 Er erteilt Hausaufgaben gemäss den besonderen Best-

immungen. 

 

Dieser Paragraf erfährt keine inhaltlichen Änderungen. In Absatz 5 wird festgehalten, dass für 

die Erteilung der Hausaufgaben besondere Bestimmungen (Schulreglement) bestehen. Die 
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Kompetenz des Bildungsrates zum Erlass dieser Bestimmungen ergibt sich neu aus § 65 

Abs. 4 Bst. e SchulG.  

 

 

§ 48 Lehrerberatung 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 48 Abs. 3 
3
 Die Ausführungsbestimmungen legen die Einzelheiten 

fest. 

§ 48 Abs. 3 

aufgehoben. 

 

Der Regierungsrat ist gestützt auf § 47 Abs. 1 Bst. d der Verfassung des Kantons Zug vom 

31. Januar 1894 (BGS 111.1) berechtigt, die notwendigen Verordnungen zu erlassen. Deshalb 

kann § 48 Abs. 3 SchulG ersatzlos aufgehoben werden.  

 

 

§ 53 Mitverantwortung 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 53 Abs. 2 und 3 
2
 Der Bildungsrat erlässt Bestimmungen über die Konferen-

zen, denen die Lehrer obligatorisch angehören. 
3
 Er kann den Konferenzen bewilligen, Anlässe ausnahms-

weise während der Unterrichtszeit durchzuführen. 

§ 53 Abs. 2 und 3 
2
 Die Konferenzen können mit Ausnahmebewilligung An-

lässe während der Unterrichtszeit durchführen. 
3
 Für Konferenzen, denen die Lehrpersonen obligatorisch 

angehören, gelten besondere Bestimmungen. 

 

In den Absätzen 2 und 3 dieses Paragraphen werden lediglich die Zuständigkeiten des Bi l-

dungsrates gestrichen und in den §§ 65 Abs. 3 Bst. i bzw. 65 Abs. 4 Bst. g SchulG überführt.  

 

Der Bildungsrat hat im Dezember 2011 das Konzept zur Partizipation im Kanton Zug vera b-

schiedet. Die damit zusammenhängende Änderung von § 53 SchulG wird dem Kantonsrat in 

einer separaten Vorlage zum Beschluss vorgelegt.   

 

 

§ 54 Beurteilung des beruflichen Auftrages 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 54 Abs. 2 
2
 Die Beurteilung erfolgt im Rahmen von Mitarbeitergesprä-

chen durch ein Mitglied der Schulleitung. 

§ 54 Abs. 2 
2
 Die Beurteilung erfolgt im Rahmen von Mitarbeiterge-

sprächen. 

 

Die Zuständigkeitsregelung betreffend Führung von Mitarbeitergesprächen durch ein Mitglied 

der Schulleitung wird gestrichen, weil diese Kompetenz bereits in §  63 Abs. 5 letzter Satz 

SchulG festgeschrieben ist. Materiell wird diese Bestimmung jedoch nicht geändert. 

 

 

§ 60 Gemeinderat 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 60 Abs. 1 Bst. c 

c) er wählt den Rektor und bestimmt die Zuständigkeit der 

Anstellung von Prorektoren, Schulhausleitern sowie von 

Lehrern.  

§ 60 Abs. 1 Bst. c 

c) er wählt den Rektor und bestimmt die Zuständigkeit der 

Anstellung von Prorektoren, Schulleitern sowie von Leh-

rern.  
 
 

 

Wie bei den Ergebnissen des Vernehmlassungsverfahrens bereits erläutert wurde, wird der 

Begriff "Schulhausleiter" durch "Schulleiter" ersetzt. Deshalb ist § 60 Abs.  1 Bst. c SchulG an-

zupassen.  

 

 

§ 61 Schulkommission 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 61 Abs. 3 
3
 Sie 

a) erfüllt die ihr vom Gemeinderat übertragenen Aufgaben; 

b) erlässt eine Schul-, Disziplinar- und Absenzenordnung; 

c) legt die Zeitgefässe für die Gestaltung und Weiterbil-

dung der Schule sowie die schulinterne Weiterbildung 

fest; 

d) regelt die Unterrichtszeiten; 

e) stellt Antrag betreffend Anstellung des Rektors und des 

Schularztes. 

§ 61 Abs. 3 
3 

Sie 

a) bis c) unverändert. 

d) legt die Unterrichtszeiten sowie die unterrichtsfreien 

Halbtage fest und bewilligt Ausnahmen für den schul-

freien Mittwochnachmittag; 

d1) entscheidet auf Antrag des Rektors über einen unbe-

fristeten Schulausschluss; 

e) unverändert. 

 

 

§ 61 Abs. 3 SchulG enthält neu alle Kompetenzen, welche der Schulkommission schon bisher 

zugewiesen wurden.  

 

 

§ 63 Schulleitung 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 63 Abs. 2, 4 und 5 
2
 Sie setzt sich aus dem Rektor und den Schulhausleitern 

zusammen. Zur Unterstützung des Rektors können Prorek-

toren eingesetzt werden. 
4
 Der Rektor steht der Schulleitung vor. Er ist für die opera-

tive Führung verantwortlich und hat insbesondere folgende 

Aufgaben: Er 

a) ist für die Erfüllung der vom Gemeinderat übertragenen 

Aufgaben, die Umsetzung des Qualitätsentwicklungs-

konzepts, die Durchführung der internen Evaluation der 

Schule und die Festlegung von Qualitätsmassnahmen 

verantwortlich; 

b) berät den Schulpräsidenten und die Schulkommission; 

c) entscheidet über die Promovierung auf der Primarstufe, 

die Niveauwechsel sowie den Wechsel der Schulart auf 

der Sekundarstufe I; 

d) stellt Antrag auf Ernennung von Schulhausleitern; 

§ 63 Abs. 2, 4 und 5 
2
 Sie setzt sich aus dem Rektor und den Schulleitern zu-

sammen. Zur Unterstützung des Rektors können Prorekto-

ren eingesetzt werden. 
4
 Der Rektor steht der Schulleitung vor. Er ist für die ope-

rative Führung verantwortlich und hat insbesondere fo l-

gende Aufgaben: Er 

a) und b) unverändert. 

c) erteilt den Lehrpersonen Weisungen zur Erarbeitung 

der Stundenpläne; 

d) stellt Antrag auf Ernennung von Schulleitern 

e) beurteilt die Schulleiter 

 f) unverändert. 

g) bewilligt den Besuch der öffentlichen Schule in einer 

anderen Gemeinde; 

h) entscheidet über den früheren oder späteren Schulein-

tritt, den Übertritt von der Kindergartenstufe in die Pri-
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

e) beurteilt die Schulhausleiter; 

f) bewilligt Gesuche für die Intensivweiterbildung. 
5
 Der Schulhausleiter steht einer Schuleinheit vor. Er ist in 

seinem Zuständigkeitsbereich für die Beurteilung und Wei-

terentwicklung der Unterrichts- und Schulqualität verant-

wortlich. Er beurteilt die Auftragserfüllung der ihm zugetei l-

ten Lehrer. 

marstufe, die Promotion auf der Primarstufe, die Ni-

veauwechsel sowie den Wechsel der Schulart auf der 

Sekundarstufe I; 

i) entscheidet über die Androhung eines Schulaus-

schlusses, über einen befristeten Schulausschluss und 

die notwendigen Massnahmen zur Wiedereingliede-

rung; 

j) entscheidet über die besondere Förderung und die 

Zuweisung in eine Kleinklasse; 

k) entscheidet über die Zuweisung zur Sonderschulung 

und zur Talentförderung; 

l) entscheidet über die vorzeitige Entlassung aus der 

Schulpflicht. 
5
 Der Schulleiter steht einer Schuleinheit vor. Er ist in sei-

nem Zuständigkeitsbereich für die Beurteilung und 

Weiterentwicklung der Unterrichts- und Schulqualität 

verantwortlich. Er beurteilt die Auftragserfüllung der 

ihm zugeteilten Lehrer. 

 

Auch § 63 Abs. 4 SchulG wird inhaltlich nicht geändert, jedoch wird der Begriff "Schulhauslei-

ter" mit "Schulleiter" ersetzt. Es werden neu alle Zuständigkeiten der Rektorin oder des Rek-

tors, welche im Rahmen dieser Gesetzesrevision nicht geändert werden, in Absatz 4 aufge-

führt.  

 

Im Zusammenhang mit diesem Paragraphen, werden keine weiteren Änderungen vorgeschla-

gen, jedoch auf den folgenden Antrag hingewiesen: 

Die SPKZ und die Rektorenkonferenz der gemeindlichen Schulen beantragen eine Subventio-

nierung der Geschäftsleitung der Rektorenkonferenz, welche jährlich Kosten von rund 

Fr. 70'000.- verursacht, durch den Kanton. Zur Begründung wird ausgeführt, dass §  63 Abs. 6 

SchulG die Zusammenarbeit zwischen dem Amt für gemeindliche Schulen und der Konferenz 

der Rektoren der gemeindlichen Schulen explizit vorsehe. Ihre Kernaufgaben seien, ohne A n-

spruch auf Vollständigkeit, Koordinations- und Entwicklungsaufgaben, Ansprech- und Anlauf-

stelle für externe und interne Stellen, Beratungsfunktion für Kanton und Gemeinden sowie Mit-

wirkung in verschiedensten Gremien. Die Arbeitsbelastung der Geschäftsleitung der Rektore n-

konferenz der gemeindlichen Schulen, welche der Professionalisierung diene, habe massiv zu-

genommen und sei unter anderem auch auf die Verlagerung von zahlreichen Verantwortungs-

bereichen von der kantonalen auf die gemeindliche Ebene und damit verbunden eine Erhöhung 

von gemeinsamen Konferenzen und Arbeitsgruppen sowie Koordinations- und Entwicklungs-

aufgaben zurückzuführen. Der Regierungsrat schätzt und anerkennt die Arbeit der Rektoren-

konferenz, lehnt diesen Antrag aber ab. Auch in Anbetracht der steigenden Arbeitsbelastung 

für die Rektorenkonferenz sind keine Gründe ersichtlich, welche die finanzielle Beteiligung de s 

Kantons an einer kommunalen Institution rechtfertigen.  

 

 

§ 64 Regierungsrat 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 64 

Der Regierungsrat übt die Oberaufsicht über das gesamte 

§ 64 Abs. 1 und 2 
1 

Dem Regierungsrat steht die Aufsicht über das Schulwe-
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

Schulwesen im Kanton aus, soweit sie ihm durch Verfas-

sung und Gesetze zugewiesen ist. 

 

sen im Kanton zu. 
2
 Ihm obliegen insbesondere folgende Aufgaben. Er 

a) wählt den Bildungsrat; 

b) genehmigt Beschlüsse des Bildungsrates, die erhebl i-

che wiederkehrende finanzielle Auswirkungen haben;  

c) erlässt auf Antrag des Bildungsrates das kantonale 

Konzept Sonderpädagogik; 

d) legt die Voraussetzungen für die Lehrtätigkeit an den 

kantonalen Schulen fest; 

e) genehmigt die vertragliche Abmachung einer Gemein-

de mit einer ausserkantonalen Gemeinde betreffend 

ausserkantonalem Schulbesuch; 

f) schliesst Leistungsvereinbarungen mit den Trägern der 

Sonderschulen und der mit der heilpädagogischen 

Früherziehung beauftragten Institution ab; 

g) entscheidet über die an anerkannte Privatschulen zu 

gewährenden Beiträge; 

h) entscheidet über die finanzielle Hilfe an die Ausland- 

schweizerschule; 

i) legt das wöchentliche Unterrichtspflichtpensum der 

Schüler fest; 

j) legt jene Leistungen und Aufwendungen fest, für die 

Elternbeiträge erhoben werden können; 

k) legt fest, in welchen Fächern der kooperativen Ober-

stufe Niveaukurse geführt werden; 

l) entscheidet über Beiträge an Zuger Studierende einer 

weiterführenden oder einer Fachschule; 

m) legt die Höhe der Schulgelder für ausserkantonale 

Schüler an kantonalen Schulen fest; 

n) kann mit Dritten über die Ausbildung von Zuger Studie-

renden an weiterführenden Schulen Vereinbarungen 

abschliessen; 

o) legt die Gebühren für die Benutzung der kantonalen 

Schuldienste durch die Privatschulen fest; 

p)  kann mit einer kantonalen Elternorganisation eine 

Subventionsvereinbarung abschliessen.  

 

Auch beim Regierungsrat wurden die bereits bestehenden Zuständigkeiten beibehalten. Der  

bisherige § 64 SchulG wird neu in Absatz 1 wiedergegeben, wobei diejenige Formulierung ver-

wendet wird, welche für die Aufsicht des Regierungsrates gemäss §  33 Abs. 1 des Gesetzes 

über die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden (Gemeindegesetz) vom 

4. September 1980 (BGS 171.1) massgebend ist. Zudem wird neu in Absatz 2 festgehalten, 

welche Zuständigkeiten dem Regierungsrat durch das Schulgesetz zugewiesen werden . Neu 

ist, dass der Regierungsrat mit einer kantonalen Elternorganisation eine Subventionsvereinba-

rung abschliessen kann (Bst. p).  

 

 

§ 65 Bildungsrat 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 65 Abs. 1 und 3 
1
 Der Bildungsrat wird vom Regierungsrat auf Amtsdauer 

gewählt. Er setzt sich aus sieben Mitgliedern zusammen. 

Der Vorsteher oder die Vorsteherin der Direktion für Bi l-

dung und Kultur ist von Amtes wegen Präsidentin oder Prä-

sident.  
3
 Er 

a) beschliesst die Schwerpunkte der Bildungsziele, die 

Lehrpläne und legt den entsprechenden Weiterbil-

dungsbedarf für die Lehrer fest; 

b) bewilligt kantonale Schulentwicklungsprojekte; 

c) beschliesst Rahmenbedingungen zum Qualitätsentwick-

lungskonzept der gemeindlichen Schulen und überprüft 

die Einhaltung; 

d) legt die Schwerpunkte für die externe Evaluation fest;  

e) befindet über den Bedarf der spezifisch kantonalen 

Lehrerweiterbildung in Ergänzung zum regionalen An-

gebot; 

f) regelt generelle zeitliche Verpflichtungen wie Schulferi-

en, Blockzeiten, Unterrichtsverpflichtung der Schüler; 

g) legt die Voraussetzungen für die Anerkennung von Pr i-

vatschulen fest. 

§ 65 Abs. 1, 3 und 4 
1
 Der Bildungsrat wird vom Regierungsrat auf Amtsdauer 

gewählt. Er setzt sich aus sieben Mitgliedern zusammen. 

Der Vorsteher oder die Vorsteherin der Direktion für Bi l-

dung und Kultur ist von Amtes wegen Präsidentin oder 

Präsident. Nicht in den Bildungsrat gewählt werden dürfen 

Personen, die in einer den Beschlüssen des Bildungsrates 

unterstellten Schule operative Leitungsfunktionen aus-

üben. 
3
 Im Weiteren obliegen ihm insbesondere folgende Aufga-

ben. Er 

a)  beschliesst die Schwerpunkte der Bildungsziele; 

b) bis d) unverändert 

e) erlässt für die gemeindlichen Schulen die Lehrpläne 

mit Stundentafeln und genehmigt die Lehrpläne mit 

Stundentafeln der ersten zwei Jahreskurse des 6-

jährigen Gymnasiums; 

f) ordnet notwendige Nachqualifikationen der amtieren-

den Lehrpersonen für bestimmte Lehrtätigkeiten an; 

g) legt die Anzahl Wochenlektionen für den Religionsun-

terricht fest; 

h) legt für die öffentlich-rechtlichen Schulen die Schulfe-

rien fest; 

i) erteilt Ausnahmebewilligungen für Konferenzen der 

Lehrpersonen während der Unterrichtszeit; 

j) erteilt Bewilligungen an Privatschulen zur Abgabe von 

zugerischen Zeugnissen. 
4
 Er erlässt besondere Bestimmungen 

a) zur Schülerbeurteilung und Promotion; 

b) zu den Blockzeiten; 

c) zur Zuweisung in die einzelnen Schularten und zum 

Wechsel zwischen den Schularten und Niveaukursen 

auf der Sekundarstufe I; 

d) zur besonderen Förderung; 

e) zu den Hausaufgaben; 

f) zur Anerkennung von Privatschulen und zur Bewill i-

gung von Privatschulungen; 

g) zu den Konferenzen, denen die Lehrpersonen obligato-

risch angehören. 

 

Wie bereits unter den Ergebnissen des Vernehmlassungsverfahrens ausgeführt wurde, soll neu 

in Absatz 1 eine Unvereinbarkeitsbestimmung für die Mitglieder des Bildungsrates aufgenom-

men werden. Ansonsten bleibt auch diese Bestimmung materiell unverändert. Absatz 3 schreibt 

die fast unveränderten Zuständigkeiten des Bildungsrates fest. Die bisher in Absatz Bst. e auf-

geführte Kompetenz des Bildungsrates über den Bedarf der spezifischen kantonalen Lehre r-

weiterbildung in Ergänzung zum regionalen Angebot zu befinden, wird nach der Aufh ebung des 

Konkordates über die Pädagogische Hochschule Zentralschweiz (PHZ-Konkordat) obsolet. Der 

Regierungsrat schlägt deshalb in seinem Bericht und Antrag zum Gesetz über die pädagog i-

sche Hochschule Zug vor, diese Bestimmung aufzuheben. In Absatz 4 sind die besonderen 

Bestimmungen aufgeführt, welche vom Bildungsrat erlassen werden. Neu ist der Bildungsrat 
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berechtigt, die Ausführungsbestimmungen zur Bewilligung von Privatschulungen (Bst.  f) zu er-

lassen.  

 

 

§ 66 Direktion für Bildung und Kultur 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 66 Abs. 3 
3
 Sie 

a) fördert zusammen mit anderen kantonalen Stellen die 

Planung und Koordination im Schulwesen; 

b) plant und koordiniert mit den gemeindlichen Schulen die 

Qualitätsentwicklung im Schulwesen und bearbeitet die 

damit zusammenhängenden Fragen; 

c) bewilligt Schulversuche; 

d) führt die kantonalen Schulentwicklungsprojekte; 

e) ist zuständig für die fachliche Aussensicht der Schulen 

(externe Evaluation) und erstattet dem Bildungsrat Be-

richt; 

f) unterstützt und berät die gemeindlichen Schulbehörden 

und Schulen; 

g) beschliesst für die obligatorische Schulzeit die Lehrmit-

tel und die dazugehörigen Unterrichtshilfen; 

h) kann Lehrbewilligungen für Lehrer erteilen, die nicht 

über ein von der EDK anerkanntes Diplom verfügen; 

i) prüft die Umsetzung der gesetzlichen Bestimmungen. 

§ 66 Abs. 3 
3
 Im Weiteren obliegen ihr insbesondere folgende Aufga-

ben. Sie 

a) bis g) unverändert. 

h) prüft die Umsetzung der gesetzlichen Bestimmungen; 

i) entscheidet über befristete oder unbefristete Lehrbe-

willigungen und den Entzug der Lehrberechtigung für 

eine Lehrperson; 

j) bewilligt die Überschreitung der Höchstzahl der Klas-

sengrösse; 

k) bewilligt die Führung der Sekundarstufe I ohne Auftei-

lung in Schularten; 

l) entscheidet über die Mitfinanzierung bei einer Sonder-

schulung und bei einer Talentförderung; 

m) entscheidet über die Dauer und Finanzierung bei einer 

heilpädagogischen Früherziehung; 

n) entscheidet über die Anerkennung der Sonderschulen 

und Privatschulen sowie über Massnahmen und den 

Entzug der Anerkennung; 

o) entscheidet über die Bewilligung von Privatschulungen 

sowie über Massnahmen und den Entzug der Bewill i-

gung; 

p) setzt eine Kommission ein, die sich mit der Allgemei-

nen Weiterbildung befasst; 

q) unterstützt Weiterbildungsangebote gemeinnütziger 

Organisationen unterstützen; 

r) erlässt besondere Bestimmungen zu den Diplomprü-

fungen von anerkannten Privatschulen mit Unterricht 

ausserhalb der obligatorischen Schulzeit. 

 

Auch bei § 66 SchulG, welcher die Zuständigkeiten der Direktion für Bildung und Kultur regelt, 

kann auf das bereits Gesagte verwiesen werden. Es werden keine neuen Zuständigkeiten be-

gründet. Alle (bisherigen) Zuständigkeiten der Direktion für Bildung und Kultur werden neu in 

Absatz 3 festgehalten.  

 

 

§ 72 Weiterführende Schulen 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 72 Abs. 1 und 5 
1
 Der Regierungsrat kann Zuger Studierenden, die eine weiter-

führende oder eine Fachschule besuchen, Beiträge gewähren. 
5
 Der Regierungsrat kann zudem mit Dritten über die Ausbildung 

von Zuger Studierenden an weiterführenden Schulen und die 

§ 72 Abs. 1 und 5 
1
 Zuger Studierenden, die eine weiterführende oder eine Fach-

schule besuchen, können Beiträge gewährt werden. 
5
 Mit Dritten können über die Ausbildung von Zuger Studieren-

den an weiterführenden Schulen und die Leistungen an die Be-
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

Leistungen an die Betriebskosten Vereinbarungen abschliessen. 

In diesen Vereinbarungen können entsprechend der Anzahl Zu-

ger Schüler Betriebs-, nicht aber Baubeiträge festgelegt werden. 

triebskosten Vereinbarungen abgeschlossen werden. In diesen 

Vereinbarungen können entsprechend der Anzahl Zuger Schü-

ler Betriebs-, nicht aber Baubeiträge festgelegt werden. 

 

Diese Bestimmungen bleiben inhaltlich unverändert. Die Zuständigkeiten des Regierungsrates 

sind neu in § 64 Abs. 2 Bst. l und n SchulG zu finden.  

 

 

Titel nach § 73  

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

4. Privatschulen 4. Privatschulen und Privatschulung 

 

Wie bereits erwähnt wurde, soll neu die Schulpflicht nicht nur mit dem Besuch einer anerkan n-

ten Privatschule sondern auch durch Privatschulung erfüllt werden können. Deshalb ist de r 

4. Titel mit dem Begriff Privatschulung zu ergänzen.  

 

 

§ 74 Zulassung 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 74 
1
 Die Errichtung von Privatschulen ist gewährleistet. 

2
 Privatschulen bedürfen der Anerkennung durch die Direktion 

für Bildung und Kultur, wenn sie den Unterricht im Bereich der 

obligatorischen Schulzeit übernehmen wollen. 
3
 Für die Anerkennung privater Sonderschulen gilt zusätzlich 

§ 35 dieses Gesetzes. 

§ 74 Abs. 1 und 2  
1
 Die Errichtung von Privatschulen ist gewährleistet. Privat-

schulen bedürfen der Anerkennung, wenn sie den Unterricht im 

Bereich der obligatorischen Schulzeit übernehmen wollen. 
2
 Privatschulungen sind zulässig, wenn besondere Gründe vor-

liegen. Sie bedürfen der Bewilligung. Es gelten dafür besonde-

re Bestimmungen. 
3
 unverändert.  

 

Wie bereits den Ausführungen zu § 5 SchulG zu entnehmen war, soll die Privatschulung im 

Kanton Zug gesetzlich geregelt werden. § 74 SchulG ist deshalb anzupassen. 

 

Abs. 1 

Absatz 1 regelt neu die Zulassung und Anerkennung der Privatschulen. Materiell änder t sich 

nichts, vielmehr werden die Inhalte der bisherigen Absätze 1 und 2 zusammengefasst.  

 

Abs. 2 

Die Privatschulung kann durch die Direktion für Bildung und Kultur bewilligt werden, wenn die 

folgenden Voraussetzungen gemäss § 75 Abs. 1 und 4 SchulG kumulativ erfüllt sind:  

- Vorliegen besonderer Gründe;  

- Gewährleistung eines Unterrichts, der den Anforderungen der öffentlich-rechtlichen 

Schulen gerecht wird;  

- Unterrichtende Lehrperson ist im Besitze eines von der Schweizerischen Konferenz der 

kantonalen Erziehungsdirektoren oder eines von ihr anerkannten Dip loms bzw. verfügt 

über eine Ausnahmebewilligung der Direktion für Bildung und Kultur.  

 

Die Bewilligung kann gestützt auf § 75 Abs. 6 SchulG für ausländische Schülerinnen und Sch ü-

ler auch dann erteilt werden, wenn nach den Lehrplänen des Herkunftslandes unterrichtet wird. 
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Damit orientieren sich die gesetzlichen Bestimmungen an der bisherigen Praxis. In der Abtei-

lung Schulaufsicht im Amt für gemeindliche Schulen fallen folgende Aufgaben an: Konzeptio-

nelle Arbeiten, Beratungsgespräche der Familien, Instruktion der Bewilligungen inkl. Sachve r-

haltsabklärungen (z.B. ausländischer Testverfahren bei Unterricht nach Lehrplänen des Her-

kunftslandes), jährlicher Schulbesuch bei den Familien sowie jährliche Überprüfung des Lern-

standes der betroffenen Kinder und Jugendlichen, Zusammenarbeit mit den gemeindlichen 

Schulen sowie anderen Institutionen und Behörden (u.a. Migrationsamt, Sektenberatungsste l-

le). Die Bewilligungsentscheide der Direktion für Bildung und Kultur sind  für die gesuchstellen-

den Familien gebührenpflichtig.  

 

 

§ 75 Kindergarten, Primarstufe und Sekundarstufe I 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 75 
1 

Die Direktion für Bildung und Kultur kann Privatschulen im Be-

reich des obligatorischen Kindergartens, der Primar- und der 

Sekundarstufe I anerkennen, wenn sie einen Unterricht gewähr-

leisten, der den Anforderungen der öffentlich-rechtlichen Schule 

gerecht wird. Der Bildungsrat legt die entsprechenden Voraus-

setzungen fest. 
2
 Die Privatschulen prüfen und beurteilen periodisch in eigener 

Verantwortung auf der Basis von Standards ihre Qualität und le-

gen Rechenschaft über ihre Zielerreichung ab (interne Evaluati-

on). 
3
 Die Direktion für Bildung und Kultur prüft periodisch durch eine 

fachliche Aussensicht die Qualität der Schulen und schlägt Mas-

snahmen zur Qualitätsentwicklung vor (externe Evaluation). 
4
 Der Unterricht darf nur von Lehrern erteilt werden, die im Be-

sitze eines von der Schweizerischen Konferenz der kantonalen 

Erziehungsdirektoren oder eines von ihr anerkannten Diploms 

sind. Die Direktion für Bildung und Kultur kann Ausnahmen be-

willigen. 
5
 Die Privatschulen haben zu Beginn des Schuljahres und bei 

einem Neueintritt dem Rektor der Gemeinde, in der ein Kind 

schulpflichtig ist, die Personalien der ihre Schule besuchenden 

Kinder mitzuteilen. 
6
 Privatschulen für ausländische Kinder kann die Bewilligung 

auch erteilt werden, wenn sie nach den Lehrplänen des Her-

kunftslandes unterrichten. 

§ 75 
1
 Privatschulen und Privatschulungen im Bereich des obl i-

gatorischen Kindergartens, der Primar- und der Sekundar-

stufe I werden anerkannt bzw. bewilligt, wenn sie einen 

Unterricht gewährleisten, der den Anforderungen der öf-

fentlich-rechtlichen Schulen gerecht wird. Für die Bewilli-

gung der Privatschulung müssen besondere Gründe vor-

liegen. Es gelten besondere Bestimmungen. 
2
 unverändert. 

3
 Die Qualität der Privatschule wird periodisch durch eine 

fachliche Aussensicht geprüft und es werden Massnah-

men zur Qualitätsentwicklung vorgeschlagen (externe  

Evaluation). 
4
 Der Unterricht an Privatschulen und bei der Privatschu-

lung darf nur von Lehrpersonen erteilt werden, die im Be-

sitze eines von der Schweizerischen Konferenz der kanto-

nalen Erziehungsdirektoren oder eines von ihr anerkann-

ten Diploms sind. Es können Ausnahmen bewilligt werden. 
5
 unverändert.  

6
 Privatschulen und Privatschulungen für ausländische 

Kinder können anerkannt bzw. bewilligt werden, wenn sie 

nach den Lehrplänen des Herkunftslandes unterrichten. 

 

Abs. 1, 4 und 5 

Die Privatschulung ist den Anforderungen, welche eine Privatschule zu erfüllen hat, gleichzu-

stellen. Dies bedeutet, dass eine Privatschulung nur dann bewilligt werden kann, wenn ein U n-

terricht gewährleistet wird, der den Anforderungen der öffentlich-rechtlichen Schulen gerecht 

wird (Abs. 1). Zudem müssen die Erziehungsberechtigten besondere Gründe nachweisen, da-

mit die Privatschulung bewilligt werden kann. Besondere Gründe liegen beispielsweise vor, 

wenn Kinder und Jugendlichen keine öffentlich-rechtliche Schule oder eine anerkannte Privat-

schule besuchen können, weil sie wegen der Berufstätigkeit ihrer Eltern häufig abwesend sind. 

Der Unterricht muss ausserdem durch Lehrpersonen, die im Besitze eines von der Schweizer i-

schen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren oder eines von ihr anerkan nten Diploms 

sind, erteilt werden (Abs. 4). Die entsprechende Lehrperson muss die Schülerin oder den 
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Schüler unterrichten. Mit einem Fernunterricht, d.h. Unterricht, in welchem die Lehrperson ge o-

grafisch von der Schülerin oder dem Schüler getrennt ist, wird die Voraussetzung von A bsatz 4 

nicht erfüllt. Eine entsprechende Bewilligung könnte durch die Direktion für Bi ldung und Kultur 

nicht erteilt werden. Damit wird auch die Rechtsprechung des Bundesgerichts umgesetzt, we l-

ches mit Urteil 2C_593/2010 vom 20. September 2011 entschieden hat, dass der Fernunter-

richt nicht den Anforderungen des verfassungsmässig garantierten Anspruchs auf Grundschu l-

unterricht entspricht. Die Privatschulung kann sich nach den Lehrplänen des Kantons Zug bzw. 

bei ausländischen Kindern nach denjenigen des Herkunftslandes richten.    

 

Deshalb sind die Absätze 1, 4 und 5 entsprechend anzupassen. 

 

Absatz 4 verlangt von den Lehrpersonen der Privatschulen im Kanton Zug, dass sie über ein 

von der EDK oder ein von ihr anerkanntes Diplom verfügen. Erfüllen sie diese Voraussetzung 

nicht, kann ihnen auf Gesuch hin durch die Direktion für Bildung und Kultur allenfalls eine be-

fristete Lehrbewilligung erteilt werden. Die Lehrpersonen der Privatschulen sollen auch künftig 

denjenigen der gemeindlichen Schulen in Bezug auf die erforderlichen Diplome und die Ertei-

lung einer Lehrbewilligung gleichgestellt bleiben. In der Verordnung zum Schulgesetz ist zu re-

geln, dass beispielsweise unbefristete Lehrbewilligungen an ausreichend qualifizierte Lehrper-

sonen der Privatschulen, welche aber infolge besonderer Umstände nicht über ein stufen- 

und/oder fachadäquates Lehrdiplom verfügen, erteilt werden können. Die EDK ist zuständig für 

die Anerkennung ausländischer Lehrdiplome und verlangt unter anderem sehr gute Sprach-

kenntnisse in einer der schweizerischen Landessprachen. Im Rahmen der Änderung der Ver-

ordnung zum Schulgesetz muss geprüft werden, welche Regelungen für englischsprachige 

Lehrpersonen an einer internationalen Schule, welche nicht über die von der EDK geforderten 

Sprachkenntnisse verfügen, gelten sollen. Es ist denkbar, ihnen eine unbefristete Lehrbewilli-

gung zu erteilen, welche jedoch für den Unterricht an einer nur in englischer Sprache unterrich-

tenden Privatschule beschränkt ist.  

 

Die Direktion für Bildung und Kultur bewilligt allfällige Ausnahmen des Erfordernisses einer von 

der Schweizerischen Erziehungsdirektoren oder eines von ihr anerkannten Diploms der Leh r-

personen. Diese Zuständigkeit ist neu in § 66 Abs. 3 Bst. i SchulG geregelt. 

 

Abs. 3 

Absatz 3 erfährt keine inhaltliche Änderung. Die Zuständigkeit der Direktion für Bildung und 

Kultur in bereits in § 66 Abs. 3 Bst. e SchulG geregelt.  

 

 

§ 76 Andere Schulen 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 76 
1
 Die Direktion für Bildung und Kultur kann Privatschulen aner-

kennen, die im Kanton Zug einen Unterricht ausserhalb der obli-

gatorischen Schulzeit anbieten. 
2 
Die Direktion für Bildung und Kultur regelt die Diplomprüfung. 

3 
Vorbehalten bleiben die Spezialgesetze. 

§ 76 
1
 Privatschulen, die im Kanton Zug einen Unterricht aus-

serhalb der obligatorischen Schulzeit anbieten, können 

anerkannt werden. 
2
 Für die Diplomprüfungen gelten besondere Bestimmun-

gen. 
3
 unverändert. 

 

Inhaltlich wird § 76 SchulG nicht geändert. Die Zuständigkeiten der Direktion für Bildung und 

Kultur sind neu in § 66 Abs. 3 Bst. n und r SchulG geregelt.   
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§ 77 Massnahmen und Entzug 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 77 
1
 Die Direktion für Bildung und Kultur ordnet unter Androhung 

des Entzugs der Anerkennung Massnahmen an, wenn 

a) Missstände vorliegen; 

b) gesetzliche Vorschriften sowie Weisungen kantonaler und 

gemeindlicher Behörden nicht beachtet werden; 

c) das Lehrziel am Ende der obligatorischen Schulzeit nicht er-

reicht wird; 

d) der Unterricht aus andern Gründen gefährdet ist. 
2
 Sofern die Missstände nicht behoben werden, entzieht die Di-

rektion für Bildung und Kultur die Anerkennung. 

§ 77 
1
 Unter Androhung des Entzugs werden Massnahmen an-

geordnet, wenn 

a) bis d) unverändert. 
2
 Sofern die Missstände nicht behoben werden, wird die 

Anerkennung bzw. Bewilligung entzogen. 

 

Die Zuständigkeiten der Direktion für Bildung und Kultur in den Absätzen  1 und 2 wurden neu 

in § 66 Abs. 3 Bst. n und o SchulG verschoben. Weil die Direktion für Bildung und Kultur neu 

nicht nur Privatschulen, welche einen Unterricht während der obligatorischen Schulzeit anbie-

ten, anerkennt, sondern auch Privatschulungen bewilligt, ist Absatz 2 entsprechend anzupas-

sen. Selbstverständlich soll auch in diesem Fall die Bewilligung durch die Direktion für Bildung 

und Kultur entzogen werden können, wenn festgestellte Missstände nicht innert Frist behoben 

werden.  

 

 

§ 78 Kantonsbeiträge 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 78 
1
 Wenn eine Gemeinde Kinder zur Erfüllung der Schul-

pflicht einer Privatschule zuweist, gewährt der Kanton e i-

nen vom Regierungsrat festzulegenden Beitrag an die Kos-

ten. 
2
 Der Regierungsrat kann anerkannten Privatschulen, die 

im Kanton Zug den Unterricht der obligatorischen Schulzeit 

anbieten, Beiträge gewähren, um die Schulgeldbeiträge der 

Zuger Schüler zu reduzieren. Der Kantonsbeitrag pro Schü-

ler entspricht der Hälfte der Norm-Pauschale pro Schulkind 

gemäss § 3 Abs. 1 des Gesetzes über das Dienstverhältnis 

und die Besoldung von Lehrpersonen an den gemeindl i-

chen Schulen (Lehrpersonalgesetz). 

§ 78 Abs. 1 und 2 
1
 Wenn eine Gemeinde Kinder zur Erfüllung der Schul-

pflicht einer Privatschule zuweist, gewährt der Kanton der 

Gemeinde die Normpauschale. 
2
 Anerkannten Privatschulen, die im Kanton Zug den Un-

terricht der obligatorischen Schulzeit anbieten, können 

Beiträge gewährt werden, um die Schulgeldbeiträge der 

Zuger Schüler zu reduzieren. Der Kantonsbeitrag pro 

Schüler entspricht der Hälfte der Normpauschale pro 

Schulkind gemäss § 3 Abs. 1 des Gesetzes über das 

Dienstverhältnis und die Besoldung von Lehrpersonen an 

den gemeindlichen Schulen (Lehrpersonalgesetz). 

 

Abs. 1 

In Absatz 1 wird der Fall geregelt, in welchem eine Gemeinde Kinder aus einem Ortsteil zur E r-

füllung der Schulpflicht einer Privatschule zuweist, weil beispielweise in einem solchen Fall der 

Schulweg kürzer ist. Es handelt sich dabei aber nicht um eine Sonderschulung in einer Privat-

schule. Auch in diesem Fall soll sich der Kanton mit der Ausrichtung der Normpauschale an 

den Kosten beteiligen. Deshalb ist anstelle eines vom Regierungsrat festzulegenden Beitrags 

auf die Normpauschale zu verweisen.  
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Abs. 2 

In diesem Absatz ist einzig die Zuständigkeit des Regierungsrates neu in §  64 Abs. 2 Bst. g 

SchulG geregelt.  

 

 

§ 79 Auslandschweizerschulen 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 79 Abs. 2 und 3 
2
 Die Direktion für Bildung und Kultur prüft periodisch durch eine 

fachliche Aussensicht die Qualität der Schule und schlägt Mass-

nahmen zur Qualitätsentwicklung vor (externe Evaluation). 
3
 Der Regierungsrat kann ihr finanzielle Hilfe gewähren. 

§ 79 Abs. 2 und 3 
2 Die Qualität der Schule wird periodisch durch eine fach-

liche Aussensicht geprüft und es werden Massnahmen zur 

Qualitätsentwicklung vorgeschlagen (externe Evaluation). 
3
 Ihr kann finanzielle Hilfe gewährt werden. 

 

Die Änderungen in den Absätzen 2 und 3 sind nicht materiellrechtlicher Natur. Die Zuständig-

keit der Direktion für Bildung und Kultur ist bereits in § 66 Abs. 3 Bst. e SchulG geregelt, dieje-

nige des Regierungsrates wurde in § 64 Abs. 2 Bst. h SchulG verschoben.  

 

 

§ 82 Aufgaben von Kanton und Gemeinden 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 82 Abs. 2 und 4 
2
 Die Direktion für Bildung und Kultur kann im Rahmen des 

Staatsvoranschlags Weiterbildungsangebote gemeinnütziger 

Organisationen finanziell unterstützen, sofern diese eine ange-

messene Eigenleistung erbringen. 
4
 Die Direktion für Bildung und Kultur setzt eine Kommission ein, 

die sich mit der Allgemeinen Weiterbildung befasst. 

§ 82 Abs. 2 und 4 
2 

Im Rahmen des Budgets können Weiterbildungsangebo-

te gemeinnütziger Organisationen finanziell unterstützt 

werden, sofern diese eine angemessene Eigenleistung er-

bringen. 
4
 Es wird eine Kommission eingesetzt, die sich mit der Al l-

gemeinen Weiterbildung befasst. 

 

Absatz 2 orientiert sich am Gesetz über den Finanzhaushalt des Kantons und der Gemei nden 

(Finanzhaushaltgesetz) vom 31. August 2006 (BGS 611.1). Deshalb wird neu der Begriff 

Staatsvoranschlag mit demjenigen des Budgets ersetzt. Ansonsten handelt es sich lediglich um 

Anpassungen, weil die Zuständigkeiten der Direktion für Bildung und Kultur in §  66 Abs. 3 

Bst. p und q SchulG verschoben wurden.  

 

 

§ 84 Einsprache 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 84 
1
 Einsprache gemäss § 34 des Gesetzes über die Verwaltungs-

rechtspflege kann innert 10 Tagen seit der Mitteilung erhoben 

werden gegen 

a) einzelne Noten im Semesterzeugnis oder die Nichtpromovie-

rung in eine höhere Klasse beim Rektor. Der Entscheid ist 

endgültig, wenn die angefochtene Note keinen Einfluss auf 

die Promotion hat. 

§ 84 Bst. a und b 
1
 Einsprache gemäss § 34 des Gesetzes über die Verwaltungs-

rechtspflege kann innert 10 Tagen seit der Mitteilung erhoben 

werden gegen 

a) einzelne Beurteilungen im Semesterzeugnis und die 

Promotion oder Nichtpromotion in eine höhere Klasse 

beim Rektor. Der Entscheid ist endgültig, wenn die an-

gefochtene Beurteilung keinen Einfluss auf die Promo-
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Bisherige Bestimmung Vorschlag 

b) einzelne Noten oder die Verweigerung des Diploms bei Mit-

telschulabschlussprüfungen bei der zuständigen Prüfungs-

kommission. Der Entscheid ist endgültig, wenn die angefoch-

tene Note keinen Einfluss auf die Abschlussprüfung hat. 

tion hat. 

b) einzelne Beurteilungen im Abschlusszeugnis oder die 

Verweigerung des Diploms bei Mittelschulabschluss-

prüfungen bei der zuständigen Prüfungskommission. 

Der Entscheid ist endgültig, wenn die angefochtene 

Beurteilung keinen Einfluss auf die Abschlussprüfung 

hat. 

 

Im Zusammenhang mit der Einsprachemöglichkeit müssen zwei Präzisierungen vorgenommen 

werden.  

 

An den gemeindlichen Schulen werden seit dem Schuljahr 2011/12 in den Zeugnissen neu zu-

sätzlich die Lern-, Sozial- und Selbstkompetenzen bewertet. Zudem muss bei der Fachmatur i-

tät Soziale Arbeit, welche an der Fachmittelschule Zug erworben werden kann, das Praktikum 

im sozialen Bereich mit dem Prädikat erfüllt abgeschlossen werden. In beiden Fällen werden 

die Beurteilungen nicht in Form von Noten abgegeben. Deshalb wird anstelle des Begriffs N o-

ten neu sowohl in Bst. a wie auch b der Begriff Beurteilungen verwendet.  

 

In Bst. a wird zudem präzisiert, dass auch eine Promotion (d.h. die Abweisung eines Gesuchs 

um Wiederholung einer Klasse, also eine freiwillige Wiederholung einer Klasse) durch eine 

Einsprache angefochten werden kann.  

 

 

§ 85 Verwaltungsbeschwerde 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 85 Abs. 1 Bst. a 
1
 In folgenden Fällen kann in Abweichung von § 83 dieses 

Gesetzes innert 10 Tagen seit der Mitteilung des erstin-

stanzlichen Entscheides Verwaltungsbeschwerde erhoben 

werden 

a)  bei der zuständigen Direktion betreffend 

 - Zuweisung in eine Schulart; 

 - Wechsel des Niveaus und der Schulart auf der Sekun-

 darstufe I; 

 - Bewilligung eines früheren oder späteren Schulein-

 tritts; 

 - Bewilligung einer vorzeitigen Entlassung aus der 

 Schulpflicht; 

 - Einspracheentscheide gemäss § 84 Abs. 1 Bst. a die-

 ses Gesetzes. 

b)    beim Regierungsrat betreffend 

 - Zuweisung in eine Schulart der Sekundarstufe I im 

 Rahmen des Übertrittsverfahrens;  

 - Einspracheentscheide gemäss § 84 Abs. 1 Bst. b  

 dieses Gesetzes. 

§ 85 Abs. 1 Bst. a 
1 

In folgenden Fällen kann in Abweichung von § 83 dieses 

Gesetzes innert 10 Tagen seit der Mitteilung des erstin-

stanzlichen Entscheides Verwaltungsbeschwerde erhoben 

werden 

a) bei der Direktion für Bildung und Kultur betreffend 

 - Bewilligung eines früheren oder späteren Schulein-

 tritts; 

 - Übertritt von der Kindergartenstufe in die Primarstufe; 

 - Massnahmen zur besonderen Förderung; 

 - Zuweisung oder Nichtzuweisung zu einer Sonder-

 schulung; 

 - Wechsel des Niveaus und der Schulart auf der Se-

 kundarstufe I; 

 - Bewilligung einer vorzeitigen Entlassung aus der 

 Schulpflicht; 

 - befristeter und unbefristeter Schulausschluss; 

 - Einspracheentscheide gemäss § 84 Abs. 1 Bst. a 

dieses Gesetzes. 

b) unverändert. 

  

 

Im Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 13. Juni 2006 zur Änderung des Schulgese t-

zes betreffend Qualitätsentwicklung an den gemeindlichen Schulen / Einführung des Kinderga r-



   

 2198.1  - 14194  Seite 51/54 

 

 

 

tenobligatoriums (Vorlage Nr. 1455.1 - 12’097) wurde darauf hingewiesen, dass in Fällen, in 

denen ein definitiver Entscheid dringend sei, § 85 Abs. 1 Bst. a SchulG vorsehe, dass der Ge-

meinderat als Beschwerdeinstanz entfalle und die Beschwerde gegen den Entscheid einer g e-

meindlichen Rektorin, eines gemeindlichen Rektors bei der Direktion für Bildung und Kultur 

einzureichen sei. In der Praxis hat sich gezeigt, dass neben den bereits aufgeführten Entsche i-

den auch in anderen Fällen ein zwar rechtsstaatlich korrekter, aber kürzerer Instanzenzug a n-

gezeigt ist. § 85 Abs. 1 Bst. a SchulG wird deshalb ergänzt.  

 

 

§ 6 Lehrpersonalgesetz 

 

Bisherige Bestimmung Vorschlag 

§ 6 Abs. 2 D Bst. a 

D Schulleitungsfunktion 

a) Schulhausleiterinnen und -leiter; Klassen 17 - 20  

§ 6 Abs. 2 D Bst. a 

D Schulleitungsfunktion 

a) Schulleiterinnen und -leiter; Klassen 17 - 20 

 

Mit dem neuen Begriff "Schulleiter" ist auch die Bestimmung im Lehrpersonalgesetz, welche 

die Einreihung der Schulleiterinnen und Schulleiter regelt, anzupassen. 

6. Anpassungen des Gesetzes über die kantonalen Schulen und des Einführungsgeset-

zes zu den Bundesgesetzen über die Berufsbildung und die Fachhochschulen (EG Be-

rufsbildung) 

 

Per 1. August 2009 wurden die drei Brückenangebote (Schulisches Brückenangebot, Komb i-

niertes Brückenangebot, Integrations-Brückenangebot) im neu geschaffenen Amt für Brücken-

angebote bei der Volkswirtschaftsdirektion zusammengefasst. Das Schulische Brückenangebot 

fördert Jugendliche in ihren Handlungskompetenzen in Hinblick auf eine erfolgreiche Beruf s-

ausbildung oder allgemeinbildende Schule. Es richtet sich an Jugendliche, die ihre schulischen 

Fähigkeiten festigen und vertiefen wollen und unterstützt sie im Prozess der Berufsfi n-

dung. Das Kombinierte Brückenangebot bietet eine zielgerichtete Vorbereitung auf den erfol g-

reichen Einstieg in eine Berufslehre in Kombination mit Arbeit in Betrieben und allgemeinbi l-

dendem Unterricht. Es richtet sich an Jugendliche, die vertiefte Einbl icke in eines oder mehrere 

Berufsfelder gewinnen wollen. Das Integrations-Brückenangebot vermittelt Deutsch als Zweit-

sprache und allgemeinbildende Inhalte. Es richtet sich an neu zugereiste fremdsprachige J u-

gendliche, die Unterstützung für die gesellschaftliche Integration benötigen.  

 

Die gesetzliche Grundlage für die Brückenangebote verblieb aber weiterhin in §§ 1 Abs. 1 

Bst. d, 2 Bst. d, 28 und 29 im Gesetz über die kantonalen Schulen vom 27. September 1990 

(BGS 414.11). Somit blieben grundsätzlich alle Bestimmungen des Gesetzes über die kanton a-

len Schulen auf die Brückenangebote anwendbar, was zum Teil jedoch nicht mehr sachgerecht 

ist, wie z.B. die Zuständigkeit der Direktion für Bildung und Kultur (§ 3), einer Schulkommission 

(§ 4) oder des Bildungsrats (§ 5), aber auch die Bestimmungen betreffend Klassengrösse (§ 7). 

Gemäss Art. 12 des Bundesgesetzes vom 13. Dezember 2002 über die Berufsbildung (SR 

412.10) und Art. 7 der Verordnung vom 19. November 2003 über die Berufsbildung (SR 

412.101) sind die Brückenangebote Teil der Berufsbildung. Die Schaffung einer neuen kant o-

nalen Rechtsgrundlage für die Brückenangebote im Einführungsgesetz vom 30. August 2001 

zu den Bundesgesetzen über die Berufsbildung und die Fachhochschulen (EG Berufsbildung, 

BGS 413.11) ist daher angezeigt. Die §§ 1 Abs. 1 Bst. d, 2 Bst. d, 28 und 29 des Gesetzes 

über die kantonalen Schulen müssen aufgehoben und sinngemäss in das EG Berufsbildung 

übertragen werden. Da in absehbarer Zeit keine Revision des Gesetzes über die kantonalen 

Schulen in Aussicht ist, bietet sich die aktuelle Änderung des Schulgesetzes für den Übertrag 
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der gesetzlichen Grundlage für die Brückenangebote vom Gesetz über die kantonalen Schulen 

in das EG Berufsbildung an. Alleine deswegen in einem separaten Gesetzesvorhaben das EG 

Berufsbildung zu ändern, wäre unverhältnismässig.  

 

Bisherige Bestimmung 

(Gesetz über die kantonalen Schulen) 

Vorschlag 

EG Berufsbildung 

§ 1 Abs. 1 Bst. d Geltungsbereich 

1
 Dieses Gesetz gilt für folgende kantonale Schulen: 

d) Brückenangebote 

 

§ 2 Bst. d Regierungsrat 

1
 Der Regierungsrat beschliesst insbesondere  

d) die Führung und Zielsetzung von Brückenangeboten 

§ 2 Abs. 1 Zuständigkeiten  

1
  Der Regierungsrat 

f) entscheidet über die Angebotsbereiche und die Rah-

menbedingungen der vom Kanton geführten oder unter-

stützten Berufsfachschulen, Brückenangebote, Höheren 

Fachschulen und Fachhochschulinstitute; 

 

§ 28 Aufgabe 

1
 Die Brückenangebote unterstützen Jugendliche bei ihrem 

Berufswahlentscheid und bereiten sie auf die Berufsausbi l-

dung vor. Sie fördern zusätzlich die Integration von auslän-

dischen Jugendlichen. 

 

§ 29 Organisation 

1
 Die Brückenangebote schliessen an die dritte Klasse der 

Sekundarstufe I an. 

2
 Der Regierungsrat bestimmt, welche Brückenangebote 

geführt werden.  

§ 3a Brückenangebote (neu) 

1
 Der Kanton führt ein Schulisches Brückenangebot, ein 

Kombiniertes Brückenangebot und ein Integrations-

Brückenangebot. 

2 
Brückenangebote bereiten Jugendliche nach der obliga-

torischen Schulzeit auf eine berufliche oder schulische 

Anschlusslösung vor. 

 

 

 

7. In-Kraft-Treten  

Die Änderung des Schulgesetzes, des Lehrpersonalgesetzes, des Gesetzes über die kantona-

len Schulen und des EG Berufsbildung sollen am 1. August 2013 (Beginn des Schuljahres 

2013/14) in Kraft treten.  

 

 

8. Finanzielle Auswirkungen 

 

Mit der Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Ausrichtung von finanziellen Beiträgen 

an eine Elternorganisation, welche auf kantonaler Ebene tätig ist, ist neu mit jährlichen Kosten 

in der Höhe von maximal Fr. 10'000.-- zu rechnen.  

 

Ansonsten sind mit den vorliegenden Gesetzesänderungen keine weiteren finanziellen Auswir-

kungen verbunden.  

 

 

A Investitionsrechnung 2012 2013 2014 2015 

1. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplante Ausgaben     

bereits geplante Einnahmen     

2. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektive Ausgaben     

effektive Einnahmen     
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B Laufende Rechnung (nur Abschreibungen auf Investitionen) 

3. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplante Abschreibungen     

4. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektive Abschreibungen     

C Laufende Rechnung (ohne Abschreibungen auf Investitionen) 

5. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplanter Aufwand  10’000 10’000 10’000 

bereits geplanter Ertrag     

6. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektiver Aufwand  10’000 10’000 10’000 

effektiver Ertrag     
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9. Zeitplan 

 

Der voraussichtliche Zeitplan präsentiert sich wie folgt:  

 

Januar 2013  Sitzungen der Bildungskommission 

Februar 2013 Kommissionsbericht 

März 2013 Kantonsrat, 1. Lesung 

Mai 2013 Kantonsrat, 2. Lesung 

1. Juni 2013 Publikation Amtsblatt 

30. Juli 2013 Ablauf Referendumsfrist 

24. November 2013 Allfällige Volksabstimmung 

 

 

10. Anträge 

 

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragen wir Ihnen: 

 

1. Auf die Vorlage Nr. 2198.2 - 14195 einzutreten und ihr zuzustimmen. 

 

2. Die erheblich erklärte Motion (Vorlage Nr. 1499.1 - 12278) von Kantonsrätin Vreni Wicky 

betreffend Musikschulen sei als erledigt abzuschreiben. 

 

 

Zug, 20. November 2012 

 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Regierungsrat des Kantons Zug 

 

Der Landammann: Matthias Michel 

 

Die stv. Landschreiberin: Renée Spillmann Siegwart  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

300/mb 


